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Vorwort

Die stationäre Gesundheitsversorgung 
in Berlin und Brandenburg beruht auf 
dem festen Fundament der Träger-
vielfalt und der wohnortnahen Versor-
gung. Basis für eine bedarfsgerechte 
Versorgung ist die Krankenhauspla-
nung mit ihrem Wissen um den not-
wendigen Versorgungsbedarf vor Ort. 
Aktuell scheint das insbesondere bun-
despolitisch nicht immer zu gelten. 
Bundeseinheitliche Struktur- und Per-
sonalanforderungen der Gesundheits-
gesetzgebung haben unmittelbaren 
Einfluss auf die regionalen Versor-
gungsstrukturen und schränken den 
Handlungsspielraum der Länder ein. 
Ergänzend hierzu sorgte eine Studie 
im Auftrag der Bertelsmann-Stiftung 
im Sommer 2019, die zu dem Ergeb-
nis kommt, zahlreiche Krankenhäuser 
seien zu schließen und die verbleiben-
den Kliniken zu Großkliniken auszu-
bauen, für Diskussionen. Die Umset-
zung der Studie wäre eine Zerstörung 
sozialer Infrastruktur, welche die medi-
zinische Versorgung nicht verbessert, 
sondern in einem unvertretbaren Maße 
ausdünnen würde. Vielleicht lässt sich 
aus ökonomischer Sicht leicht über 
Zentralisierung und Kapazitätsabbau 
befinden. Was jedoch, wenn dabei 
die Bedürfnisse älterer oder in ande-
rer Weise eingeschränkter Menschen, 

die eine familien- und wohnortnahe 
Versorgung benötigen, unter den Tisch 
fallen? 

Der VEKP hat sich in dieser Diskus-
sion umgehend zu Wort gemeldet 
und dankbar realisiert, dass die für 
die Krankenhausplanung verantwort-
lichen politischen Leitungen in Berlin 
und Brandenburg es weder für sinn-
voll noch für nötig erachten, Kranken-
hausstandorte in der Region infrage zu 
stellen. 

Diakonische Krankenhäuser sind und 
bleiben ein verlässlicher Ansprechpart-
ner und vertrauensvoller Begleiter für 
alle Patient*innen. An 27 Standorten 
wird Hilfe geleistet, von der Kinder- 
bis zur Altersmedizin. Dafür stehen 
rund 1.500 Ärztinnen und Ärzte, über 
3.800 Pflegekräfte sowie eine Vielzahl 
weiterer Mitarbeitender. Für diese Mit-
arbeitenden gute Arbeitsbedingungen 
zu schaffen, war ein wichtiger Teil der 
politischen Diskussionen im Berichts-
zeitraum. Diakonische Krankenhäuser 
arbeiten auf der Basis der Arbeitsver-
tragsrichtlinien des Diakonischen Wer-
kes Berlin-Brandenburg-schlesische 
Oberlausitz (AVR DWBO) und stel-
len damit seit Jahrzehnten flächende-
ckende ,,tarifliche“ Arbeitsbedingun-

Vorwort
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gen. Das ist ein besonderer Wert, an 
dem auch in der Zukunft festgehalten 
werden sollte. 

Ausbildung ist Wesensmerkmal dia-
konischer Arbeit. Knapp 1.000 Men-
schen werden aktuell für Gesundheits-
berufe in den Mitgliedseinrichtungen 
ausgebildet. Und eine Steigerung der 
Ausbildungszahlen ist beabsichtigt. 
Mit Sorge verfolgt der VEKP dabei 
allerdings die politischen Akzentset-
zungen im Land Berlin. Mit der För-
derung eines Ausbildungscampus für 
die öffentlichen Träger, ohne Berück-
sichtigung des notwendigen Unter-
stützungsbedarfs diakonischer Kran-
kenhäuser und Pflegeeinrichtungen, 
können wir nicht zufrieden sein. Trä-
gervielfalt und deren faire Umsetzung 

sieht anders aus – dafür werden wir 
uns weiterhin aktiv in den politischen 
Diskussionen einsetzen. 

20 Jahre „Berliner Projekt – die Pflege 
mit dem Plus“ ist eine Erfolgsstory ge-
rade auch unserer verbandlichen Ar-
beit zur Verbesserung der Bedingun-
gen in der stationären Pflege – sowohl 
für die Bewohner*innen, als auch für 
die Arbeit der Pflegenden in den Ein-
richtungen. 

Wir laden Sie ein, sich durch den 
nachfolgenden Bericht einen Über-
blick über die Aktivitäten des VEKP 
und der im Verband organisierten di-
akonischen Krankenhäuser und sta-
tionären Pflegeeinrichtungen zu ver-
schaffen.

Roy J. Noack
Vorstandsvorsitzender

Detlef Albrecht
Geschäftsführer
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1.	 Organisation des VEKP
1.1	 Mitglieder und Mitgliederversammlung

XX Agaplesion Bethanien Diakonie gemeinnützige GmbH
XX Evangelischer Diakonieverein Berlin-Zehlendorf e. V.
XX Ev. Diakonissenhaus Berlin Teltow Lehnin (Stiftung bürgerlichen Rechts)
XX Ev. Elisabeth Klinik Krankenhausbetriebs gemeinnützige GmbH
XX Ev. Geriatriezentrum Berlin gemeinnützige GmbH
XX Ev. Johannesstift Altenhilfe gemeinnützige GmbH
XX Ev. Johannesstift Wichernkrankenhaus gemeinnützige GmbH
XX Ev. Krankenhaus „Gottesfriede“ gemeinnützige GmbH
XX Ev. Krankenhaus Hubertus Krankenhausbetriebs gemeinnützige GmbH
XX Ev. Krankenhaus Königin Elisabeth Herzberge gemeinnützige GmbH
XX Ev. Krankenhaus Luckau gemeinnützige GmbH
XX Ev. Krankenhaus Ludwigsfelde-Teltow gemeinnützige GmbH
XX Ev. Lungenklinik Berlin Krankenhausbetriebs gemeinnützige GmbH
XX Ev. Pflegewohnheim Schönow gemeinnützige GmbH 
XX Ev. Waldkrankenhaus Spandau Krankenhausbetriebs gemeinnützige GmbH
XX Friedrich von Bodelschwingh-Klinik gemeinnützige GmbH
XX Hoffnungstaler Stiftung Lobetal
XX Immanuel-Krankenhaus GmbH 
XX Immanuel-Miteinander Leben GmbH
XX Johanniter GmbH, Johanniter-Krankenhaus Treuenbrietzen 
XX Evangelisches Zentrum für Altersmedizin GmbH
XX Krankenhaus Bernau GmbH 	
XX Krankenhaus Bethel Berlin gemeinnützige GmbH
XX Krankenhaus und Poliklinik Rüdersdorf GmbH
XX Lutherstift gemeinnützige GmbH
XX Martin-Luther-Krankenhausbetrieb GmbH
XX Naëmi-Wilke-Stift Guben
XX Oberlinklinik gemeinnützige GmbH
XX Pflegewohnhaus am Waldkrankenhaus gemeinnützige GmbH
XX Paul-Gerhardt-Stift Pflege gemeinnützige GmbH	
XX Theodor-Wenzel-Werk e. V.
XX Verein Krankenhaus Waldfriede e. V.
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Organisation

1.2	 Vorstand

1.3	 Geschäftsführung und Geschäftsstelle

XX Detlef Albrecht (Geschäftsführer)
XX Frank Hapke (stv. Geschäftsführer / Referat Rechts- und Vertragsangelegenheiten)
XX Andreas Tietze (Referat Entgelt- und Budgetangelegenheiten, Statistik)
XX Astrid Paul (Referat Pflegeversicherung und Seminare)
XX Dima Georgieva (Sekretariat / Sachbearbeitung) (in Elternzeit)
XX Beate Wegner (Sekretariat / Sachbearbeitung)
XX Elisa Maria Maierhofer (Sekretariat / Sachbearbeitung) (bis 31. März 2019)
XX Sigrun Bönnemann (Sekretariat / Sachbearbeitung) (ab 15. Juli 2019) (Vertretung)

1.4	 Vertretung der Geschäftsstelle in Gremien und Institutionen

1.4.1	 Vertretung in Gremien Berlin

XX BKG-Vorstand (Albrecht) 
XX BKG-Kommission Verträge gem. §§ 112, 115 SGB V (Albrecht, Hapke)
XX BKG-Pflegesatzausschuss (Albrecht, Tietze)
XX BKG-Fachausschuss Pflegeeinrichtungen (Albrecht (Vorsitzender), Paul)
XX Lenkungsausschuss Qualitätssicherung (Albrecht)
XX Lenkungsausschuss Berliner Projekt – die Pflege mit dem Plus 

	 (Albrecht, Vorsitzender)
XX Regionalausschuss Krankenhausplanung (Albrecht)
XX Fachausschuss Krankenhausplanung Berlin (Albrecht)
XX Arbeitsgruppen des Fachausschusses Krankenhausplanung Berlin (Albrecht) 
XX Schiedsstelle Berlin nach § 18a KHG (Albrecht)
XX Schiedsstelle Berlin nach §§ 114 und 115 SGB V (Albrecht)		
XX Expertenkreis Handlungsfeld „Neue Versorgungsformen und Rehabilitation“ 

	 Masterplan Gesundheitsregion Berlin-Brandenburg (Albrecht)

XX Detlef Albrecht (Geschäftsführer)
XX Dr. Karsten Bittigau
XX Gottfried Hain
XX Michael Mielke
XX Andreas Mörsberger
XX Roy J. Noack (Vorsitzender) 
XX Brigitte Scharmach
XX Ronald Wehner (bis 31. Dezember 2019) 
XX Wilfried Wesemann (bis 30. Juni 2018)
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1.4.3	 Weitere Gremien

1.5	 Gremien innerhalb des DWBO e. V.

1.6	 Ständige interne Beratungsgremien des VEKP

1.4.2	 Vertretung in Gremien Brandenburg

XX DKG FA für Personalwesen und Krankenhausorganisation (Albrecht)
XX DEKV-Delegiertenversammlung (Albrecht)
XX DEKV Vorstandsreferat Politik, Recht und Ökonomie (Albrecht, Vorsitzender)

XX Leitungskonferenz des DWBO (Albrecht)
XX AG Familienorientierung (Albrecht)
XX AG Juristinnen / Juristen im DWBO (Hapke)
XX AG sexualisierte Gewalt (Hapke)

XX Sitzungen der Geschäftsführungen der Krankenhäuser Berlin
XX Sitzungen der Geschäftsführungen der Krankenhäuser Brandenburg 
XX Heimleitungs- und Geschäftsführungsrunden stationärer Pflegeeinrichtungen 
XX Bündnis für Qualität 
XX Netzwerk Pflegedokumentation
XX AG Seminare
XX Netzwerk Entlassmanagement 
XX Netzwerk Datenschutzrecht

XX LKB-Vorstand (Albrecht (stv. Vorsitzender), Hapke (bis Mai 2019))
XX LKB-Planungsausschuss (Albrecht, Hapke)
XX LKB-Finanzierungsausschuss (Albrecht)
XX LKB-Arbeitsgruppe Verträge (Hapke)
XX Landeskonferenz für Krankenhausplanung gem. § 13 BbgKHEG (Albrecht)
XX Arbeitsgruppe stationäre Versorgung der Landeskonferenz Brandenburg (Albrecht)
XX Schiedsstelle Brandenburg nach § 18a KHG (Albrecht, Tietze) 
XX Schiedsstelle Brandenburg nach §§ 114 und 115 SGB V (Albrecht)
XX Erweiterter Landesausschuss für das Land Brandenburg, § 116b SGB V (Hapke)
XX Schiedsstelle nach § 36 PflBG (Tietze)

XX Erweiterter Landesausschuss Berlin, § 116b SGB V (Albrecht)
XX Landespflegeausschuss Berlin (Albrecht) 
XX Schiedsstelle nach § 36 PflBG (Tietze)
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2.	 Politische und gesetzliche Entwicklungen
Der Berichtszeitraum war geprägt von 
hektischen politischen Aktivitäten und 
daraus folgenden Gesetzesänderun-
gen. Die gesundheitspolitischen Dis-
kussionen kreisen zunehmend um die 
Zentralisierung von Strukturen. Dies 
wird getragen von der unbelegten 
These, dass die Größe eines Kranken-
hauses immer auch die Qualität der 
Leistung bestimmt. Dabei wird über-
sehen, dass kleine(re) Krankenhäuser, 
etwa in Brandenburg, oft das einzige 
Angebot in der Region sind. Sie bil-
den zudem die Basis auf der sich zu-
kunftssichere Konzepte für die Ver-
sorgung der ländlichen Bevölkerung 
entwickeln können. Ohne eine statio-
näre Anbindung lassen sich ambulant-
stationäre Strukturen nicht gestalten. 
Der Vorwurf schlechter Qualität, gar 
der Patientengefährdung, kann nur als 
Behauptung ohne Beleg gewertet wer-
den. Alle Krankenhäuser sind einem 

externen Qualitätssicherungsverfahren 
unterworfen. Dabei zeigen die Ergeb-
nisse der klein(er)en Krankenhäuser 
keine strukturellen Qualitätsdefizite. 
Im Einzelfall, der im Übrigen überall 
auftreten kann, werden Qualitätsdefi-
zite aufgegriffen.

Bei den Diskussionen über noch zu 
steigernde Qualitätsanforderungen an 
die Leistungserbringer verstärkt sich 
der Eindruck, dass es um mittlerweile 
kaum noch verhehlte Bemühungen zur 
Zentralisierung von Leistungen geht. 
Das dient nicht der Verbesserung der 
Versorgung, sondern deren Gegenteil.

Im Berichtszeitraum wurde eine Viel-
zahl von Gesetzesänderungen für die 
Krankenhäuser und stationären Pflege-
einrichtungen beschlossen bzw. einge-
leitet. Im Einzelnen seien folgende Ge-
setzentwicklungen erwähnt:

Aus der Arbeit

Entwicklung der Berufe im Gesundheitswesen
Mit dem Pflegeberufereformgesetz aus 
dem Jahr 2017 sowie weiteren gesetz-
lichen Ergänzungen erfolgte eine Neu-
organisation der Ausbildung in den 
Pflegeberufen ab 2020. Im Berichts-
zeitraum wurden verschiedene Ge-
setze und Verordnungen zur Umset-
zung sowohl auf Bundes- als auch auf 
Landesebene erlassen. Aufgabe des 
VEKP war es, die damit verbundenen 
Änderungen zeitnah zu den Mitgliedern 
zu transportieren und soweit erforder-

lich, die Verhandlungen auf der Lan-
desebene im Interesse der Mitglieder 
zu begleiten (siehe 5.3.).

Des Weiteren wurden das Hebammen-
reformgesetz (Akademisierung), ein 
Gesetz zur Reform der Psychothera-
peutenausbildung und ein Gesetz zur 
Weiterentwicklung der Ausbildung der 
pharmazeutisch- technischen Assis-
tenz (PTA-Gesetz) in das Gesetzge-
bungsverfahren eingebracht. 
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MDK-Reform

Pflegebudget

Pflegepersonalausstattung

verbundene Lösung für Konflikte bei 
der Krankenhausabrechnung, insbe-
sondere das Verbot der Aufrechnung 
durch die Krankenkassen und die Be-
grenzung der Prüfquoten in den Kran-
kenhäusern, wären ein Fortschritt für 
die Arbeit der Krankenhäuser. Diese 
Regelungen könnten zu einer Befrie-
dung von Streitfällen und zu einer Re-
duzierung des Verwaltungsaufwandes 
in den Krankenhäusern führen. Die 
konkrete gesetzliche Ausgestaltung 
wird Gegenstand der Beratungen im 
kommenden Berichtszeitraum sein.

Krankenhäuser kann derzeit noch nicht 
abschließend eingeschätzt werden. Es 
steht allerdings zu befürchten, dass 
diese regulatorischen Eingriffe der Po-
litik zur Verbesserung der Personalsitu-
ation in den Krankenhäuser nicht ohne 
nachteiligen Einfluss auf die Möglichkeit 
zur Rekrutierung von Pflegepersonal 
in den stationären Pflegeeinrichtungen 
führen werden.

versen Pflegepersonaluntergrenzen in 
einzelnen, sensitiven Bereichen sowie 
im Gesamthaus. Es besteht aus der 
Sicht des Verbandes die Gefahr einer 
Überregulierung, die eine am Patien-
tenwohl ausgerichtete Personalsteue-
rung unmöglich macht.

Der Medizinische Dienst der Kranken-
kassen ist der sozialmedizinische Be-
ratungs- und Begutachtungsdienst der 
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversi-
cherung. Er führt im Auftrag der Kran-
ken- und Pflegekassen Prüfungen in 
den Mitgliedseinrichtungen durch. In 
den vergangenen Jahren hat sich die 
Kritik an der Unabhängigkeit des Prüf-
geschehens immer weiter verschärft. 
Mit dem Entwurf des MDK-Reformge-
setzes soll eine von den Kostenträgern 
unabhängige Prüfinstanz geschaffen 
werden. Der VEKP begrüßt diese Ent-
wicklung. Auch die mit dem Gesetz 

Das Ende 2018 verabschiedete Pfle-
gepersonal-Stärkungsgesetz (PpSG) 
sieht eine Ausgliederung der Pflege-
kosten aus dem DRG-System (Pflege-
budget) ab 2020 vor. Diese Regelung 
führt zu einer Neuordnung des Finan-
zierungssystems der Krankenhausleis-
tungen. Die Umsetzung ist eine Her-
ausforderung für den VEKP und seine 
Mitglieder (siehe 5.5). Die Wirkungen 
der Neuregelung auf die Budgets der 

Ebenfalls Gegenstand des PpSG ist 
die Einführung von Regelungen zu Per-
sonaluntergrenzen und zur Personal-
bemessung in den Krankenhäusern 
(siehe 5.4). Die neuen Bestimmun-
gen sind Teil einer kaum noch zu über-
schauenden Regelungsdichte mit di-
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Aus der Arbeit

Nach der Verabschiedung von Eck-
punkten zur Reform der Notfallversor-
gung durch das Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG) im November 2018 
hat das BMG im Sommer 2019 einen 
Gesetzentwurf zur Reform der Notfall-
versorgung vorgelegt. Für den Kran-
kenhausbereich wird dieser Entwurf, 
sollte er im Gesetzgebungsverfahren 
weiter verfolgt werden, erhebliche Aus-
wirkungen auf die Teilnahme an der 
Notfallversorgung haben. Kernbaustein 
des Gesetzesentwurfes ist die Über-

Auf Landesebene standen Neurege-
lungen der Landeskrankenhausgesetze 
im Mittelpunkt der gesetzgeberischen 
Aktivitäten. Hier ging es insbesondere 

tragung des Sicherstellungsauftrages 
von den Kassenärztlichen Vereinigun-
gen auf die Länder. Diese hätten in der 
Zukunft die Aufgabe, die Notfallver-
sorgung durch den Ausweis sog. Inte-
grierter Notfallzentren (INZ) im Kran-
kenhausplan zu bestimmen. Ob und 
in welchem Umfang klein(er)e Kran-
kenhäuser an diesem Auftrag beteiligt 
werden, ist bislang aufgrund fehlender 
Detailregelungen nicht erkennbar. Das 
Thema wird den VEKP weiter befas-
sen.

um die rechtliche Absicherung sowie 
die Kontrolle der Einhaltung von Qua-
litätsanforderungen der Krankenhaus-
planung durch die Länder.

Reform der Notfallversorgung

Änderungen der Landeskrankenhausgesetze  
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3. 	 Fachkräftesicherung
ten. Für den VEKP galt es, die Diskus-
sionen im Auge zu behalten und um 
eigene Positionsbeschreibungen zu be-
reichern. Das Thema wurde u. a. von 
folgenden Gremien und Initiativen dis-
kutiert:

XX Konzertierte Aktion Pflege unter Beteiligung von drei Bundesministerien
XX Berliner Pakt für die Pflege der Senatsgesundheitsverwaltung
XX Volksentscheid für Gesunde Krankenhäuser in Berlin
XX Leiharbeit in der Pflege (SenGPG)
XX Stärkung der landärztlichen Versorgung in Brandenburg

Der VEKP unterstützt alle Maßnah-
men, die das Ziel verfolgen, die Per-
sonalsituation in den Kliniken und 
stationären Pflegeeinrichtungen zu 
verbessern. Der Pflegeberuf ist ein 
attraktiver Ausbildungsberuf mit stei-
genden Ausbildungszahlen. Der VEKP 
setzt sich dafür ein, die Ausbildungs-
zahlen weiter zu steigern. Aktuell be-
finden sich rund 700 Menschen in der 
Pflegeausbildung diakonischer Kran-
kenhäuser. Hinzu kommen rund 300 
Auszubildende in weiteren Gesund-
heitsberufen. Mit dem Pakt für die 
Pflege strebt der Berliner Senat eine 
deutliche Steigerung der Ausbildungs-
kapazitäten in Berlin an. Der VEKP 
begrüßte diese Aktivität. Er forderte 
jedoch zugleich, dass für alle Kranken-
häuser gleiche Bedingungen zur Er-
weiterung der Ausbildungskapazitäten 
geschaffen werden. Die aktuelle Lan-
despolitik mit der Sonderförderung ei-
nes Ausbildungscampus von Vivantes 
und Charité ist für die diakonischen 
Träger nicht akzeptabel. Hier müssen 

Lösungen erarbeitet werden, die eine 
mindestens gleichrangige Einbindung 
diakonischer Träger in die Erhöhung 
der Ausbildungszahlen gewährleisten.

Anfang 2018 startete eine gewerk-
schaftlich unterstützte Initiative ei-
nen „Volksentscheid für Gesunde 
Krankenhäuser“. Die Initiative zielte 
auf ein „Gesetz zur Verbesserung der 
Patient*innensicherheit im Kranken-
haus“. Politisch waren diese Forderun-
gen nachvollziehbar. Der VEKP wies 
allerdings bereits sehr früh darauf hin, 
dass das Volksbegehren aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen unzulässig 
sei. Diese Beurteilung wurde im Juli 
2019 von der Senatskanzlei bestätigt.

Alle Beteiligten sind sich einig, dass 
die Wertschätzung der Arbeit in den 
Krankenhäusern und stationären Pfle-
geeinrichtungen auch in guten Arbeits-
bedingungen und einer angemessenen 
Vergütung zum Ausdruck kommt. Das 
DWBO bietet mit seinen Mitgliedern 

Die Frage der Fachkräftesicherung ent-
wickelte sich erwartungsgemäß zu ei-
nem zentralen Thema in der Arbeit des 
Verbandes und seiner Mitglieder und 
wurde in einer Vielzahl von Gremien 
auf Landes- und Bundesebene bera-
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mit den AVR DWBO solche Bedin-
gungen und kann sich an den Wettbe-
werbern messen lassen. Bereits Mitte 
2018 verständigten sich die Partner 
der AK DWBO auf eine Anhebung der 
Einkommen im Zeitraum 2019-2021 
um 8,1 %. Gleichzeitig führten Verän-
derungen im Zulagensystem zu einer 
deutlichen Erhöhung der Zulagen für 
Nacht-, Sonntags- und Feiertagsarbeit. 
Damit werden zu unattraktiven Zeiten 
zumindest attraktive Arbeitsbedingun-
gen geboten.

Der VEKP verwies bei seinen Darstel-
lungen zur Attraktivität des Arbeits-
platzes in stationären Pflegeeinrichtun-
gen stets auch auf das Berliner Projekt 
zur ärztlichen Versorgung in stationä-
ren Pflegeeinrichtungen, da es nicht 
nur die Versorgungsqualität für die 
Bewohner*innen, sondern auch die Ar-
beitsbedingungen für die Pflegenden 
verbessert. Dies geschieht durch die 
Sicherheit der Pflegenden einen ärzt-
lichen Ansprechpartner in Krisensitua-
tionen an ihrer Seite zu haben. Auch 
deshalb arbeitet der VEKP weiter da-
rauf hin, dieses Projekt auszuweiten.

Aus dem Mitgliedsbereich wurde im 
Berichtsjahr über die Zunahme von 
Zeitarbeit in Krankenhäusern und sta-
tionären Pflegeeinrichtungen berichtet. 
Den Mitgliedern wäre in der aktuellen 
Diskussion zum Fachkräftemangel ver-
mutlich schon sehr geholfen, wenn es 
gelänge, das Thema Personalleasing in 
der Pflege erfolgreich anzugehen. Da-
mit verbunden sind Herausforderungen 
an die Gestaltung der Prozesse sowie 
erhebliche zusätzliche finanzielle Be-
lastungen für die Mitgliedseinrichtun-
gen. Es zeigt sich jedoch, dass das 
Thema aufgrund der bundesrechtlichen 
Regelungen nur schwer in den einzel-
nen Ländern gestaltet werden kann.

Dankbar aufgenommen und unter-
stützt hat der VEKP eine Initiative des 
Landes Brandenburg zur Stärkung 
der landärztlichen Versorgung im Juli 
2019. Bereits seit vielen Jahren för-
dern die diakonischen Krankenhäuser 
die Ausbildung des ärztlichen Nach-
wuchses durch ihre Einbindung in die 
Medizinische Hochschule Branden-
burg und die Ausreichung von Stipen-
dien an Studierende.
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Der VEKP wirkte im Handlungsfeld 3 
„Neue Versorgungsformen und Reha-
bilitation“ des Cluster Gesundheits-
wirtschaft Berlin-Brandenburg mit. 
Das Cluster verfolgt das Ziel, die In-
novationskraft der Gesundheitsregion 
Berlin-Brandenburg aufzuzeigen und 
die Gesundheitswirtschaft zu fördern. 
Es wird von den Ländern Berlin und 
Brandenburg getragen und unter-
stützt. Die Aufgabe dieses Handlungs-
feldes sollte sein, die Akteure in der 
gesundheitlichen Versorgung zu ver-
netzen und Innovationen, insbeson-
dere in der sektorübergreifenden Ver-
sorgung, sowohl für Berliner, als auch 
für Brandenburger Patient*innen nutz-

Mit dem GKV-Versorgungsstruktur-
gesetz wurde in den Bundesländern 
durch § 90a SGB V die Möglichkeit 
eröffnet, ein gemeinsames Landesgre-
mium zu bilden, das Empfehlungen zu 
sektorübergreifenden Versorgungsfra-
gen sowie Stellungnahmen abgeben 
kann. 

Die inhaltlichen Schwerpunkte der Ar-
beit im Berichtzeitraum lagen im Be-
reich der Notfall- und Akutversorgung 
in Brandenburg, einer im Rahmen des 
Innovationsfonds herausgegebenen 
Versorgungsforschungsstudie sowie 
in der Erarbeitung von Versorgungs-

bar zu machen. Im Berichtszeitraum 
fanden zwei Handlungsfeldworkshops 
statt, die sich im Kern mit der Notfall-
versorgung, sektorübergreifenden Pro-
jekten in der Region, der Evaluation 
des Innovationsfonds und der Bund-
Länder AG sektorenübergreifende Ver-
sorgung befassten.

Nach der Zukunftswerkstatt im No-
vember 2018, die sich mit dem Thema 
„Notfallversorgung 2.0“ beschäftigte, 
ist für den 30. Oktober 2019 eine 
weitere Zukunftswerkstatt mit dem 
Thema „Transsektorale Versorgung in 
der Herzmedizin- von der Prävention 
bis zur Rehabilitation“ geplant.

karten als thematische Übersichts-
karten zur Erreichbarkeit der verschie-
denen medizinischen Standorte im 
Land Brandenburg. Aus den Karten 
wird deutlich, dass die Krankenhäu-
ser in Brandenburg ein unverzichtbarer 
Pfeiler im stationären und zunehmend 
auch im ambulanten Sektor sind.

Auch das gemeinsame Landesgre-
mium Berlin setzte seine Arbeit fort 
und beriet u.a. über die bedarfsge-
rechte Versorgung von Menschen mit 
Behinderung im Berliner Gesundheits-
wesen sowie die Strukturierung der 
Notfallversorgung im Land Berlin.

4. 	 Übergreifende Gremienarbeit
4.1 	 Cluster Gesundheitswirtschaft Berlin-Brandenburg

4.2	 Gemeinsame Landesgremien gemäß §  90a SGB V
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Zur Beratung von Fragen der Pflege-
versicherung ist in jedem Bundesland 
ein Landespflegeausschuss zu bilden. 
In den Landespflegeausschüssen sind 
sämtliche an der Pflege beteiligten In-
stitutionen vertreten. Für die Berliner 
Krankenhausgesellschaft nimmt der 
Geschäftsführer des VEKP die Vertre-
tung wahr. Im Berichtszeitraum fan-
den drei turnusmäßige Sitzungen so-
wie eine Sonderveranstaltung zum 
Thema „Zusammenwirken von Kran-
kenhaus und Nachsorgern – ein opti-
miertes Entlassmanagement“ statt. 
Aus Krankenhaussicht war es erfor-
derlich gegenüber den nachsorgenden 

Einrichtungen deutlich zu machen, 
dass mit der aktuellen Gesetzgebung 
neue, strengere Anforderungen an ein 
Entlassmanagement gestellt werden. 
Diese Regelungen sind in alle Überle-
gungen zur (Neu-)Strukturierung eines 
Entlassmanagements einzubeziehen.

Der Vorsitz des LPA Berlin lag bis De-
zember 2019 beim DWBO und war bis 
Oktober 2019 vakant. Im Übergangs-
zeitraum wurde die Leitung der Sitzun-
gen durch den Stellvertreter wahrge-
nommen. Im Oktober 2019 wählte der 
LPA die Direktorin des DWBO zu sei-
ner Vorsitzenden.

4.3	 Landespflegeausschuss (LPA)
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teren Basisfallwertkorridorgrenze ver-
einbart werden. Der Landesbasis-
fallwert 2019 im Land Berlin beträgt 
3.532,50  €, im Land Brandenburg 
3.530  €. Die Landesbasisfallwerte 
2019 berücksichtigten in beiden Bun-
desländern keine Ausgleiche, in Bran-
denburg einzig Berichtigungen bei 
Zuschlägen für Zentren und Schwer-
punkte nach § 2 Abs. 4 KHEntgG. Für 
die in den Verhandlungen zum Landes-
basisfallwert 2019 als Ausgangsba-
sis zugrundeliegenden Casemixpunkte 
wurde in beiden Bundesländern eine 
Korridorlösung rund um die für 2019 
verständigten Leistungsvolumen ver-
einbart. Beide Landesbasisfallwerte 
wurden zum 1. Januar 2019 geneh-
migt.

Eine zusammenfassende Darstellung 
der für die Abrechnung im jeweiligen 
Jahr maßgeblichen Landesbasisfall-
werte Berlin und Brandenburg für die 
Jahre 2017 bis 2019 ist der folgenden 
Tabelle zu entnehmen:

Nach § 10 KHEntgG vereinbaren die 
Vertragsparteien auf Landesebene zur 
Bestimmung der Höhe der Fallpau-
schalen jährlich einen Landesbasis-
fallwert. Seit dem Landesbasisfallwert 
2017 sind durch die Neuregelungen 
des Gesetzes zur Reform der Struk-
turen der Krankenhausversorgung 
(Krankenhausstrukturgesetz – KHSG) 
gestiegene Leistungszahlen in den 
Verhandlungen nicht mehr absen-
kend zu berücksichtigen. Somit wa-
ren die Verhandlungen für 2019 er-
neut geprägt von der Frage, welche 
Personal- und Sachkostenentwick-
lungen für das Jahr 2019 plausibel 
dargelegt werden konnten und da-
mit eine Überschreitung der unteren 
Bundesbasisfallwertkorridorgrenze 
i. H. v.  3.508,81  € ermöglichen. Der 
VEKP war in den Verhandlungskom-
missionen beider Landeskrankenhaus-
gesellschaften vertreten.

Für beide Bundesländer konnte ein 
Landesbasisfallwert oberhalb der un-

5.	 Vergütung von Krankenhausleistungen
5.1	 Landesbasisfallwerte Berlin und Brandenburg

2017 2018 2019

Berlin 3.350,91 € 3.449,91 € 3.532,50 €

Brandenburg 3.347,67 € 3.444,50 € 3.530 €

Landesbasisfallwerte
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Der Ablauf und die Schwerpunkte 
der Budgetverhandlungen sind ge-
genüber den Vorjahren nahezu unver-
ändert: Leistungsmenge (Casemix), 
eventuelle Fixkostendegressionsab-
schläge bzw. weitergeltende Mehrleis-
tungsabschläge, vereinzelt das Pflege
stellenförderprogramm, sowie – je 
nach Bedeutung im einzelnen Kran-
kenhaus – hausindividuell zu verein-
barende Entgelte / Tagesklinikentgelte. 
Ein wesentlicher, für 2019 erstmals zu 
vereinbarender Tatbestand ist die Ein-
stufung in eine Notfallstufe bzw. deren 
Umsetzung nach dem Notfallstufen-
konzept des G-BA. 

Aufgrund der zumeist erst spät unter-
jährig oder bereits nach Ablauf des zu 
vereinbarenden Zeitraums geführten 
Budgetverhandlungen beschränken 
sich die Leistungsmengenprognosen 
in der Regel auf eine Abschätzung er-

warteter Folgen von MDK-Prüfungen 
im Rahmen eines bereits erbrachten 
Ist-Leistungsgeschehens. Die von den 
Kassen initiierten Klagen zu den geria-
trischen und neurologischen Komplex-
leistungen (siehe Kapitel 11.1) behin-
derten die Verhandlungen massiv. Der 
von den Kassen geforderte, und bis-
lang vielfach zur Kompromissfindung 
eingesetzte Mindererlösausgleichs-
verzicht für die E1-Leistungsmenge 
konnte angesichts der Klagesituation 
von den Krankenhäusern nicht mehr 
mitgetragen werden. Dies führte in der 
Mehrzahl der Verhandlungen zu einer 
Vertagung.

Die in der Vergangenheit vielfach 
schwierigen Verhandlungen über die 
Höhe des Fixkostendegressionsab-
schlags für die Vereinbarung zusätz-
licher mit Fallpauschalen bewerteter  
Leistungen (E1-Bereich) wurden mit 

Budgetverhandlung (Mengen und Preise; KHEntgG-Bereich)

5.2	 Budget- und Entgeltverhandlungen 2017 bis 2019

Auch im aktuellen Berichtszeitraum 
fanden die Budget- und Entgeltver-
handlungen zumeist spät innerhalb 
oder gar erst nach Ablauf des zu ver-
einbarenden Budgetjahres statt. Im Er-
gebnis liegen für das Budgetjahr 2018 
noch nicht alle genehmigten Vereinba-
rungen vor. Über die Budgets des Jah-
res 2017 konnte für über 75 % der Mit-
gliedskrankenhäuser eine Einigung mit 
den Krankenkassen erzielt werden.

Rund 1/3 der Mitgliedskrankenhäuser 
verfügt über eine genehmigte Budget-

vereinbarung oder eine Einigung mit 
den Krankenkassen für das Jahr 2018. 
Für das Jahr 2019 wurden im Mitglie-
derbereich zum Zeitpunkt der Berich-
terstellung erst zwei Verhandlungen 
geführt.

Der VEKP unterstützte seine Mitglieder 
bei der Vorbereitung der Budget- und 
Entgeltverhandlungen und zeigte ver-
schiedene Strategien für die Verhand-
lungen auf.
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Mit dem Budgetjahr 2016 stiegen alle 
Mitgliedskrankenhäuser in das neue 
Psychiatrie-Entgeltsystem um. Beson-
dere Einrichtungen nach § 17b Abs. 
1 Satz 10 KHG verhandeln weiterhin 
nach der BPflV in der bis zum 31. De-
zember 2012 geltenden Fassung. Für 
die Budgetjahre 2017 bis 2019 liegen 
in der Mehrzahl noch keine Einigun-
gen / Vereinbarungen für den BPflV-Be-
reich in den Mitgliedskrankenhäusern 
vor. 

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung 
der Versorgung und der Vergütungen 
für psychiatrische und psychosoma-
tische Leistungen (PsychVVG) wurde 
das Finanzierungssystem für psychiat-
rische und psychosomatische Fachab-
teilungen / Fachkrankenhäuer wieder zu 
einem Budgetsystem. Insofern bleibt es 
auch künftig bei einem zwischen den 
Vertragsparteien auf der Ortsebene 
für das jeweilige Krankenhaus zu ver-

einbarenden und durch den Verände-
rungswert gedeckelten Budget. Dies 
veranlasste den Verband, seine Mit-
glieder auch weiterhin dahingehend zu 
beraten, eine möglichst vollständige 
Ausschöpfung der rechtlich möglichen 
Budgetsteigerungen mit den Kranken-
kassen durchzusetzen und hierbei ins-
besondere auf die gut darstellbare Si-
tuation im Bereich der Personalkosten 
in Verbindung mit den Regelungen der 
AVR DWBO abzustellen.

Die erstmals mit dem Budgetjahr 2017 
gegebene Möglichkeit zur Nachver-
handlung von nicht besetzten Stellen 
nach der Psych-PV gemäß § 18 Abs. 
3 BPflV auf der Basis des Psych-PV-
Nachweises für das Jahr 2016 stieß 
in den Verhandlungen, sofern dieser 
Tatbestand von den Krankenhäusern 
eingebracht wurde, auf massiven Wi-
derstand bei den Kostenträgern. Im 
Ergebnis konnte dennoch bislang in al-

Verhandlungen nach den Vorgaben der Bundespflegesatzverordnung (BPflV)

den gesetzlichen Änderungen zum § 4 
Abs. 2a KHEntgG (in der Fassung des 
PpSG) durch das Pflegepersonalstär-
kungsgesetz deutlich entschärft. Das 
PpSG schreibt den Regel-FDA ab 2019 
auf 35 % fest.

Die Vereinbarung von NUB-Entgel-
ten und einzelner Leistungen aus dem 
durch die Selbstverwaltung auf Bun-
desebene vereinbarten Fallpauschalen-
katalog stellten die Kostenträger viel-
fach mit Verweis auf eine mangelnde 
Studienlage sowie das in § 12 SGB V 
normierte Gebot der Wirtschaftlich-

keit und entsprechende Rechtspre-
chung des Bundessozialgerichts (BSG) 
in Frage. Im Ergebnis konnte dennoch 
vielfach eine Vereinbarungslösung mit 
den Krankenkassen erzielt werden.

Die Vereinbarung des Pflegezuschlags 
nach § 8 Abs. 10 KHEntgG erfolgte in 
allen Verhandlungen ohne Streit.

Die Regelungen zu Zuschlägen für Zen-
tren und Schwerpunkte nach § 2 Abs. 
2 Nr. 4 KHEntgG blieben im Land Ber-
lin zwischen den Krankenhäusern und 
den Krankenkassen strittig.
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len Verhandlungen der Jahre 2017 und 
2018 ein Konsens über das Budget 
gefunden werden. Für das Budgetjahr 

2019 wurde bislang keine Verhandlung 
geführt.

Ausblick und Bewertung der weiteren Entwicklung
der Budgetrunden 2017 – 2019
Auch die aktuellen Budgetverhand
lungen belegen die große Heraus
forderung für die Krankenhäuser, 
möglichst „passgenaue“ Leistungs-
mengen zu vereinbaren. Die Ver-
handlungen finden meist retrospektiv 
statt. Damit minimiert sich für beide 
Seiten das Risiko von Fehlschätzun-
gen. Neben den zentralen Eckpunkten 
der Budget- und Entgeltverhandlun-
gen (Leistungsmengen und Entgelthö-
hen bzw. Budgethöhe in der Psychi-
atrie) ist die strategische Bedeutung 
weiterer Verhandlungstatbestände so-
wie sonstiger Rahmenbedingungen der 
Budgetvereinbarung gewachsen. Im 
Zuge der Budget- und Entgeltverhand-
lungen werden diese Aspekte von der 
Verbandsgeschäftsstelle in eine ver-
bandliche Bewertung von Verhand-
lungs- bzw. Vereinbarungsangeboten 

einbezogen und Handlungsoptionen 
aufgezeigt.

Für die Verhandlungen nach der BPflV 
werden darüber hinaus die Daten des 
leistungsbezogenen Krankenhausver-
gleichs nach § 4 BPflV in die zukünfti-
gen Verhandlungen einfließen. Es bleibt 
abzuwarten, wie groß die Bedeutung 
dieses Krankenhausvergleichs sein wird. 

Zur Unterstützung der Krankenhäuser 
bei der Vorbereitung und Durchführung 
der Budget- und Entgeltverhandlungen 
stellt der VEKP den Krankenhäusern im 
Rahmen der trägerverbandsübergrei-
fenden AG „Sonstige Entgelte“ einen 
umfangreichen Datenpool zur Verfü-
gung. Bei Bedarf werden darüber hin-
aus hausindividuelle Auswertungen er-
stellt.
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Für die in 2020 beginnende genera-
listische Pflegeausbildung waren in 
beiden Bundesländern Pauschalen 
für die Pflegeschulen und für die Trä-
ger der praktischen Ausbildung zu ver-
einbaren. Vertragsparteien für diese 
Verhandlungen sind die Kranken- und 
Pflegekassen, das jeweilige Land sowie 
die Interessenvertretungen der Pflege-
schulen, die in beiden Bundesländern 
von einem Pflegeschulverbund und den 
Landeskrankenhausgesellschaften ge-
bildet wurden. Für die Träger der prak-
tischen Ausbildung treten an die Stelle 
der Interessenvertretungen der Pflege-
schulen die Vereinigung der Träger der 
ambulanten und stationären Pflege-
einrichtungen sowie die jeweilige Lan-
deskrankenhausgesellschaft als Ver-
tragsparteien in den Verhandlungen. 
Insofern mussten für beide Bundeslän-
der jeweils zwei Pauschalen unter je 
vier Vertragsparteien verhandelt wer-
den. Nach den Vorgaben des Pflege-
berufegesetzes gelten beide Pauscha-
len regelhaft für zwei Jahre, somit für 
2020 und 2021.

Der VEKP war für beide Pauschalen 
eng in die Verhandlungsvorbereitung 
und -führung eingebunden. 

In beiden Bundesländern gab es zu 
der Pauschale für die Träger der prak-
tischen Ausbildung eine gemeinsam 
mit den Vertreter*innen der Pflegeein-
richtungen in diversen Abstimmungs-
terminen zwischen den Mitgliedern der 
Verhandlungskommission erarbeitete 
Forderung. Für die Forderungen zu den 
Pauschalen der Pflegeschulen erfolgte 
eine enge Abstimmung zwischen den 
Landeskrankenhausgesellschaften und 
dem Pflegeschulbund. Die jeweiligen 
Forderungen unterschieden sich hier-
durch nur gering.

Für beide Bundesländer waren zu-
nächst mindestens drei Verhandlungs-
termine je Pauschale angesetzt. In 
diesen Terminen konnte keine Eini-
gung zwischen allen vier Vertragspar-
teien erzielt werden, so dass sich die 
Verhandlungen über den ursprünglich 
als Endtermin vorgesehenen 30. April 

Generalistische Pflegeausbildung nach dem Pflegeberufegesetz

5.3 	 Finanzierung der Gesundheitsberufe im Krankenhaus

Die Verhandlungen für die im KHG ge-
nannten Gesundheitsberufe im Kran-
kenhaus für die Budgetjahre 2017 bis 
2019 verliefen im Wesentlichen unver-
ändert gegenüber den Vorjahren. Die 
ab 2019 vollständig zu finanzierenden 
Ausbildungsvergütungen für Auszubil-
dende im ersten Ausbildungsjahr konn-
ten mit den Krankenkassen problemlos 
vereinbart werden. Für die Ausbildung 

in der Gesundheits- und Krankenpflege 
ist beiden Vertragsparteien bewusst, 
dass die hierfür vereinbarten Werte, 
sowohl für die Kosten je Ausbildungs-
platz, als auch für die Praxisanleitung, 
angesichts des Starts der generalisti-
schen Pflegeausbildung im Jahr 2020 
nicht mehr einen solch hohen Stellen-
wert einnehmen, wie das in den Vor-
jahren vielfach der Fall war.
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Berlin Brandenburg

Pflegeschulen
8.865 € 

Lehrer-Schüler-Schlüssel: 
1:20

Differenzierung nach Lehrer-
Schüler-Schlüssel

	 bis 1:17,99:	 8.800 €
	 1:18 – 1:18,99:	 8.522 €
	 1:19 – 1:19,99:	 8.274 €
	 ab 1:20:	 8.050 €

Träger der praktischen 
Ausbildung

Differenzierung nach Vergü-
tungshöhe der Praxisanleiter
	 < = 45.000 €:	 7.946 €
	 < = 50.000 €:	 8.516 €	

	 < = 55.000 €:	 9.086 €
	 < = 60.000 €:	 9.656 €
	 > = 60.001 €:	 9.998 €

8.400 €

2019 hinaus zogen. Im Laufe des Mai 
konnten in weiteren Verhandlungen in 
beiden Bundesländern zu beiden Pau-
schalen Einigungen zwischen allen Ver-
tragsparteien erzielt werden. Im Nach-
gang zu den Verhandlungen zeigte sich 

bei der Abstimmung der Vereinbarungs-
texte die Schwierigkeit, einen Konsens 
zwischen vier Parteien zu finden. Auch 
für die Abstimmung der Vereinbarungs-
texte waren mehrere Abstimmungsrun-
den notwendig.

Folgende Pauschalen wurden für die Jahre 2020 und 2021 vereinbart:

5.4 	 Pflegepersonaluntergrenzen

Als „Anhänger“ zum Gesetz zur Mo-
dernisierung der epidemiologischen 
Überwachung übertragbarer Krank-
heiten wurden die Pflegepersonalun-
tergrenzen in § 137i SGB V im Jahr 
2017 neu eingeführt. Die Vereinbarung 
der Selbstverwaltungspartner auf der 
Bundesebene ist nicht im Rahmen der 
gesetzlichen Zeitvorgaben zustande 
gekommen, so dass das BMG die ent-
sprechenden Regelungen zu den Pfle-
gepersonaluntergrenzen über eine ent-
sprechende Verordnung im Oktober 

2018 erlassen hat. Für die Bereiche 
Geriatrie, Kardiologie, Unfallchirurgie 
und Intensivmedizin gelten somit seit 
dem 1. Januar 2019 verbindliche Pfle-
gepersonaluntergrenzen.

Regelungen zum Nachweisverfahren 
und für eine Sanktionsvereinbarung 
konnten zwischen den Selbstverwal-
tungspartnern auf Bundesebene in 
weiten Teilen geeint werden. Teile der 
Sanktionsvereinbarung wurden durch 
die Bundesschiedsstelle festgesetzt.
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Der VEKP informierte seine Mitglieder 
regelmäßig im Rahmen der Geschäfts
führer*innen-Runden über die Entwick-
lungen zu den Pflegepersonalunter-
grenzen. Ergänzend fand im November 
2018 ein Austausch zu den notwendi-
gen Vorbereitungen auf die Pflegeper-

sonaluntergrenzen im Rahmen einer 
Arbeitsgruppe mit Teilnehmer*innen 
aus den Mitgliedskrankenhäusern statt.  
Die Geschäftsstelle bediente auch An-
fragen aus dem Mitgliederbereich zu in-
dividuellen Vorträgen im Rahmen von 
Fachtagen der Mitglieder.

5.5 	 Ausgliederung der Pflegepersonalkosten

6.	 Datenprojekte des VEKP

Mit dem PpSG wurde eine weit
reichende Veränderung in der Finanzie-
rung von Krankenhausleistungen be-
schlossen. Ab dem Jahr 2020 werden 
die Pflegepersonalkosten der unmit-
telbaren Patientenversorgung auf bet-
tenführenden Stationen nicht mehr 
über die DRG-Fallpauschalen und 
Zusatzentgelte finanziert, sondern ge-
sondert über ein nach § 6a KHEntgG 
hausindividuell zu verhandelndes Pfle-
gebudget. Das Pflegebudget stellt im 
Wesentlichen eine Ist-Kosten-Finan-
zierung für die dem Pflegebudget zu-
rechenbaren Pflegepersonalkosten dar.

Die Krankenhäuser stehen nunmehr 
vor der Herausforderung der Abgren-

Dem VEKP liegen sowohl die anony-
misierten Daten der Mitgliedskranken-
häuser nach § 21 KHEntgG, als auch 
die jeweils aktuellen Qualitätsberichte 
aller Krankenhäuser bundesweit mit 
entsprechenden Tools für umfangrei-
che Auswertungen der jeweiligen Da-
ten vor. Insbesondere zu krankenhaus-

zung und Zuordnung der Pflegeperso-
nalkosten in die Bestandteile, die wei-
terhin über das DRG-System finanziert 
werden, und solche, die künftig über 
das Pflegebudget finanziert werden. 
Die notwendige Neukalkulation der 
hausindividuellen Entgelte wird, neben 
der Vereinbarung des Pflegebudgets, 
einen weiteren Schwerpunkt der Bud-
getverhandlungen für das Jahr 2020 
darstellen. Aufgabe des VEKP für den 
kommenden Berichtszeitraum ist es, 
den Krankenhäusern die notwendigen 
Informationen für eine sachgerechte 
Umsetzung der Regelungen und die 
Neukalkulation der hausindividuellen 
Entgelte zur Verfügung zu stellen.

planerischen Fragestellungen sowie für 
die Vorbereitung und Begleitung der 
Budgetverhandlungen der Mitglieds-
krankenhäuser werden auf der Grund-
lage dieses umfangreichen Datenpools 
regelhaft Auswertungen und Analysen 
erstellt.
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Die Ende 2013, u. a. auf Initiative aus 
dem Mitgliederbereich des VEKP, etab-
lierte und durch die Geschäftsstelle ko-
ordinierte trägerverbandsübergreifende 
Arbeitsgruppe „Sonstige Entgelte“ ist im 
Berichtszeitraum zu zwei weiteren Sit-
zungen zusammengetroffen. Insgesamt 
beteiligen sich rd. 40 Krankenhäuser an 
der Arbeitsgruppe. Aus dem Mitglieder-
bereich des VEKP sind alle Krankenhäu-
ser, die hausindividuelle Entgelte verein-
baren, an der Arbeitsgruppe beteiligt. 
Eine Fortführung der Arbeitsgruppe ist 
für den Herbst 2019 vorgesehen.

Die Arbeitsgruppensitzungen waren 
geprägt von einem transparenten Aus-
tausch zu Fragen der Kalkulation und 
Vereinbarung hausindividueller Ent-
gelte nach § 6 KHEntgG. Von den Teil-
nehmenden wurde diese Plattform 
darüber hinaus zum Austausch über 
aktuelle Fragestellungen rund um die 
Budget- und Entgeltverhandlungen ge-
nutzt. Auch die Budgetverhandlungen 

beeinflusste diese Transparenz positiv. 
Kurzfristig notwendige Informationen 
zu den „Rahmenbedingungen“ der ver-
einbarten Entgelte in anderen Teilneh-
merkrankenhäusern konnten eingeholt 
und die Verhandlungen zu den Entgel-
ten mit den Kostenträgern auf einer 
sachlicheren Ebene geführt werden.

Die Verbandsgeschäftsstelle stellte den 
Teilnehmenden zweimal aktualisierte 
Aufstellungen mit den von den teilneh-
menden Krankenhäusern vereinbarten 
hausindividuellen Entgelten zur Verfü-
gung und beantwortete darüber hinaus 
verschiedene Einzelanfragen zu Ver-
gleichsentgelten.

Auch der transparente Austausch zu den 
Eckdaten der vereinbarten Ausbildungs-
budgets setzte sich fort. Den an diesem 
Datenaustausch beteiligten rd. 30 Kran-
kenhäusern konnte die Geschäftsstelle 
ebenfalls zweimal aktualisierte Über-
sichten zur Verfügung stellen.

6.1 	 Trägerverbandsübergreifende AG „Sonstige Entgelte“

Die aus der Arbeitsgruppe „Sonstige 
Entgelte“ hervorgegangene Arbeits-
gruppe „PEPP“ wird ebenfalls durch 
die Geschäftsstelle des VEKP koor-
diniert und kam im Berichtszeitraum 
zu bislang zwei Sitzungen zusammen. 
Eine Fortführung der Arbeitsgruppe ist 
für den Herbst 2019 vorgesehen.

Neben dem transparenten Austausch 
über Fragen und Probleme im Zusam-

menhang mit der bis 2017 optionalen 
Einführung des PEPP-Entgeltsystems 
wurde aus dem Teilnehmerkreis her-
aus ein Austausch zu Eckpunkten der 
PIA-Vergütungsvereinbarungen ange-
regt. Die Geschäftsstelle fasste die ihr 
von den Teilnehmenden zur Verfügung 
gestellten Auszüge aus den PIA-Vergü-
tungsvereinbarungen zusammen und 
stellte eine entsprechende Auswertung 
zur Verfügung.

6.2 	 Trägerverbandsübergreifende AG „PEPP“
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In den Arbeitsgruppensitzungen im Be-
richtszeitraum stand der Austausch 
zu Fragen rund um den Psych-PV-
Nachweis, die Nachverhandlungs-
möglichkeit von nicht besetzten 

Psych-PV-Stellen sowie das Thema 
stationsäquivalente Behandlung /  
Hometreatment im Mittelpunkt der 
Beratungen.

7.	 Entwicklung der diakonischen Krankenhäuser in Berlin 

Die dem VEKP vorliegenden anonymisier-
ten Leistungsdaten aller Mitgliedskranken-
häuser nach § 21 KHEntgG enthalten so-
wohl die Leistungen, die dem KHEntgG 
unterliegen als auch die der BPflV und bil-
den somit das Leistungsgeschehen in den 
Krankenhäusern vollständig ab. Auf dieser 
Grundlage kann das Leistungsgeschehen 
in den diakonischen Krankenhäusern in 
Berlin und Brandenburg differenziert ana-
lysiert werden. 

Die für den KHEntgG-Bereich relevanten 
Kennzahlen „Casemix“ und „Casemix-In-
dex“ haben sich in den vergangenen Jah-
ren insgesamt positiv entwickelt. Beim 
Casemix ist in beiden Bundesländern 

eine im Wesentlichen zur jeweiligen Lan-
desentwicklung auf der Grundlage der in 
den Landesbasisfallwerten berücksichtig-
ten Leistungsmengen gleichlaufende Ten-
denz zu verzeichnen. Sowohl der in den 
Brandenburger Mitgliedskrankenhäusern 
im Jahr 2018 zu verzeichnende Casemix-
rückgang als auch der reduzierte CMI sind 
u. a. auf die in der DRG-Systementwick-
lung für 2018 vorgenommenen geringe-
ren Bewertungen von orthopädischen und 
herzchirurgischen Leistungen im Bereich 
der Herzklappeneingriffe zurückzufüh-
ren und führen aufgrund der überdurch-
schnittlichen Bedeutung im Mitgliederbe-
reich zu dem Zurückfallen gegenüber der 
Casemix-Entwicklung im Land.

und Brandenburg in den Jahren 2014 bis 2018 
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Die nachfolgenden Tabellen geben eine 
detaillierte Übersicht über die Kenn-
zahlen „vollstationäre Fallzahl“, „Ver-
weildauer“ sowie „Alter der behandel-
ten Patient*innen“. In die Darstellung 
sind alle vollstationären Fälle der evan-
gelischen Krankenhäuser in Berlin und 
Brandenburg der Jahre 2014 bis 2018 

eingeflossen (Ist-Leistungen). Zur bes-
seren Vergleichbarkeit der Daten zwi-
schen den Entgeltbereichen sowie in 
der Zeitreihenbetrachtung wurden Re-
gelungen der PEPPV (z. B. Berech-
nungstage vs. Verweildauer) nicht be-
rücksichtigt.

VEKP Gesamt

KHEntgG BPflV Gesamt

Fallzahl 
(vollstat.)

2014 165.417 10.557 175.974
2015 166.275 10.315 176.590
2016 170.929 10.553 181.482
2017 171.153 10.447 181.600
2018 170.375 9.544 179.919

Verweildauer

2014 7,73 22,81 8,63
2015 7,76 24,00 8,71
2016 7,65 23,84 8,60
2017 7,64 24,57 8,61
2018 7,57 26,80 8,59

Alter

2014 58,43 47,55 57,78
2015 58,83 47,28 58,15
2016 58,58 47,32 57,92
2017 58,91 47,31 58,24
2018 59,02 46,60 58,37



27

O
rg

an
is

at
io

n
A

us
 d

er
 A

rb
ei

t
O

rg
an

is
at

io
n

G
es

ch
äf

ts
or

dn
un

g

Brandenburg

KHEntgG BPflV Gesamt

Fallzahl 
(vollstat.)

2014 69.742 2.492 72.234
2015 70.243 2.185 72.428
2016 70.312 2.122 72.434
2017 69.998 2.194 72.192
2018 68.885 2.004 70.889

Verweildauer

2014 7,71 20,89 8,17
2015 7,78 23,79 8,27
2016 7,80 25,10 8,31
2017 7,83 23,64 8,31
2018 7,79 25,35 8,29

Alter

2014 60,15 50,18 59,81
2015 60,52 49,23 60,18
2016 60,40 49,59 60,08
2017 60,73 50,07 60,41
2018 60,82 50,05 60,52

Berlin

KHEntgG BPflV Gesamt

Fallzahl 
(vollstat.)

2014 95.675 8.065 103.740
2015 96.032 8.130 104.162
2016 100.617 8.431 109.048
2017 101.155 8.253 109.408
2018 101.490 7.540 109.030

Verweildauer

2014 7,74 23,40 8,96
2015 7,75 24,05 9,02
2016 7,55 23,53 8,78
2017 7,51 24,81 8,81
2018 7,42 27,19 8,79

Alter

2014 57,18 46,73 56,37
2015 57,60 46,75 56,75
2016 57,30 46,75 56,49
2017 57,64 46,57 56,81
2018 57,81 45,68 56,97

Im Jahr 2018 ist erstmals seit vielen 
Jahren in der Gesamtbetrachtung ein 
Fallzahlrückgang von -0,9 % zu ver-
zeichnen. Nach einem auch in 2017 
nur geringen Fallzahlzuwachs scheint 
somit zumindest vorerst eine Grenze in 
der Leistungsentwicklung erreicht. Im 

Bereich der BPflV waren aufgrund der 
hohen Bettenauslastung bereits in den 
vergangenen Jahren kaum Fallzahlver-
änderungen zu verzeichnen. Für 2018 
ist der Fallzahlrückgang in diesem Be-
reich auf eine angestiegene Verweil-
dauer zurückzuführen. 
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Für beide Bundesländer schlägt sich 
für den KHEntgG-Bereich der in den 
evangelischen Krankenhäusern hohe 
Anteil geriatrischer Versorgung (jeweils 
rd. 35 % der Plankapazitäten der Ger-
iatrie) in deutlich über dem jeweiligen 
Landesdurchschnitt (Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg 2017: 6,5 Tage in 
Berlin bzw. 6,9 Tage in Brandenburg 

im KHEntgG-Bereich) liegenden Ver-
weildauern nieder. Bestätigt wird dies 
darüber hinaus durch ein ebenfalls ge-
genüber dem jeweiligen Landesdurch-
schnitt (Amt für Statistik Berlin-Bran-
denburg 2017: 56,0 Jahre in Berlin 
bzw. 58,8 Jahre in Brandenburg insge-
samt) höher liegendes mittleres Alter 
der behandelten Patient*innen.

unterschwellig, mit dem Verweis auf zu 
viele kleine(re) Krankenhäuser in Bran-
denburg, galt es immer wieder entge-
gen zu treten. Aus Sicht des VEKP ist 
der flächendeckende Zugang zur me-
dizinischen Versorgung ein zentrales 
Qualitätsmerkmal. Krankenhäuser sind 
und bleiben ein Anker der medizini-
schen Versorgung. Das wurde auch in 
den politischen Aussagen der Landes-
regierung immer wieder betont. Es wird 
sich im konkreten Planungsprozess, 
der nach Abschluss der Berichterstat-
tung erfolgen soll, zeigen, wie werthal-
tig diese Aussagen in der Praxis sind.

Der Regionalausschuss tagte im Be-
richtszeitraum, unter Beteiligung des 
VEKP, zweimal; weitere Termine sind 
für Herbst 2019 angekündigt. Auf die-
sen Terminen wird es darum gehen, 
die in den Fachgremien der Länder ge-
fundenen Ergebnisse für den Kranken-
hausplan 2020 länderübergreifend zu 
erörtern und an den Zielen des Grund-
lagenpapiers zu messen.

In beiden Ländern fanden sehr inten-
sive Beratungen zur fachlichen Vorbe-

Prägend für den Berichtszeitraum war 
der gemeinsame Planungsprozess für 
die eigenständige Krankenhausplanung 
in Berlin und Brandenburg. Die Län-
der haben sich auf eine abgestimmte, 
gemeinsame Krankenhausplanung ge-
einigt und sich über den Planungsrah-
men in einem Grundlagenpapier „Die 
Gemeinsame Krankenhausplanung 
Berlin-Brandenburg 2020 – Hinter-
gründe, Grundzüge und Verfahren“ 
sowie in einen Regionalausschuss un-
ter Einbezug der Kostenträger und der 
Leistungserbringer verständigt. Mit 
dem Krankenhausplan eines Landes 
wird der Rahmen einer bedarfsgerech-
ten Versorgung für das jeweilige Land 
vorgegeben. Die Vielfalt der Träger ist 
dabei zu beachten. Der VEKP machte 
in den Gesprächen immer wieder deut-
lich, dass die unterschiedlichen Rah-
menbedingungen des Flächenlandes 
und des Stadtstaates auch in einem 
Prozess der länderübergreifenden 
Krankenhausplanung ihren Nieder-
schlag finden müssen. Dem teilweise 
von den Kostenträgern vorgetragenen 
„Mantra“ einer Zentralisierung von 
Leistungen, verbunden, mindestens 

8.	 Krankenhausplanung Berlin und Brandenburg
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reitung des Krankenhausplans 2020 
statt. Der VEKP war sowohl in dem für 
das Land Berlin gegründeten Fachaus-
schuss Krankenhausplanung als auch 
in der BegleitAG des Landes Branden-
burg vertreten. Allein in der Zeit Januar 
bis Juni 2019 fanden neun Sitzungen 
des Fachausschusses Krankenhauspla-
nung und sieben Sitzungen der Beglei-
tAG statt. Die Umsetzung der Ergeb-
nisse der Beratungen wird in nochmals 
intensivierten Beratungen im zweiten 
Halbjahr 2019 stattfinden. Aufgabe 
des VEKP war es, neben der Beglei-
tung der Sitzungen, eine laufende Infor-
mation der Mitglieder sicher zu stellen 

und, teilweise sehr kurzfristig, eine ver-
bandliche Positionsbestimmung her-
beizuführen.

Parallel zu den Aktivitäten fanden im 
Land Brandenburg zwei Sitzungen der 
Landeskonferenz statt, an denen auch 
der VEKP beteiligt war. Der Landes-
konferenz gehören neben dem Land 
auch die Kostenträger und die Lan-
deskrankenhausgesellschaft Branden-
burg (LKB) sowie weitere Beteiligte an. 
Gegenstand der Beratungen waren im 
Wesentlichen Anträge von Kranken-
häusern auf Einzelfortschreibung des 
Krankenhausplanes.

9.	 Krankenhausinvestitionsfinanzierung 
Berlin und Brandenburg
Krankenhäuser können im dualen Fi-
nanzierungssystem gesetzlich eine In-
vestitionsförderung für bauliche Anla-
gen und technische Ausstattung, die 
ihre wirtschaftliche Sicherung gewähr-
leistet, eine bedarfsgerechte Versor-
gung der Bevölkerung sicherstellt und 
zur Beibehaltung und Steigerung der 
Effizienz und Qualität beiträgt, bean-
spruchen.

In einer Investitionsoffensive haben 
die Krankenhäuser in Berlin im Rah-
men der Diskussionen zum Doppel-
haushalt 2020 / 21 einen Investiti-
onsbedarf von rund 3,5 Mrd  € in den 
Jahren 2020 bis 2030 gegenüber der 
Politik dokumentiert und geltend ge-
macht. Daher war der Senatsbeschluss 
vom Juni 2019, der eine Anhebung 

des Programmvolumens um 15 Mio  € 
in 2020 auf 175 Mio  € und um wei-
tere 25 Mio  € in 2021 auf 200 Mio  € 
vorsah, zwar ein Schritt in die richtige 
Richtung, wurde allerdings allgemein 
als eher enttäuschend wahrgenom-
men. Hierzu trug auch die Tatsache 
bei, dass etwa die Hälfte der Mittel 
über ein Kreditprogramm finanziert 
werden soll. Für die Mitgliedskranken-
häuser des VEKP nicht nachvollzieh-
bar war die im Rahmen der Gewährung 
von Fördermitteln vorgenommene ein-
seitige Begünstigung der öffentlichen 
Krankenhäuser im Rahmen der Zufüh-
rung an das Sondervermögen Infra-
struktur „Wachsende Stadt und Nach-
haltigkeitsfonds (SIWANA)“ für die 
Schaffung eines öffentlichen Ausbil-
dungscampus. Der VEKP unterstützt 
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das Ziel der Landesregierung, die Aus-
bildungskapazitäten für die Pflegebe-
rufe zu steigern. Er wies öffentlich da-
rauf hin, dass die Mitglieder des VEKP 
eine erhebliche Ausweitung der Ausbil-
dungskapazitäten planen und mahnte 
an, für alle Krankenhausträger gleiche 
Bedingungen beim Ausbau der Pfle-
geausbildungskapazitäten zu schaffen. 
Die parlamentarischen Beratungen 
zum Doppelhaushalt 2020 / 21 wer-
den im September aufgenommen. Der 
VEKP wird sich mit seinen Forderun-
gen in die Diskussion einbringen.

In diesem Zusammenhang war eine 
Änderung der Krankenhausförderungs-
Verordnung für die Investitionsfinanzie-
rung der Ausbildungsplätze für mit den 
Krankenhäusern verbundene Schulen 
zu begrüßen. Der VEKP hätte sich al-
lerdings gewünscht, dass die Mittel zu-
sätzlich in den Haushalt aufgenommen 
werden. Dies war leider nicht der Fall. 
Damit stellt die Erhöhung der Ausbil-
dungspauschale für die Krankenhäuser 
lediglich eine neue Verteilung der zur 
Verfügung stehenden knappen Mittel 
dar. 

Für das Land Brandenburg wurde ein 
jährlicher Investitionsbedarf von 221 
Mio  € ermittelt. Dem stand eingangs 
der Diskussionen zum Doppelhaus-
halt 2019 / 20 ein Fördervolumen von 
80  Mio  € gegenüber. Auf Interven-
tion der Krankenhausträger konnte für 
den Landeshaushalt ein Volumen von 
100 Mio  € für jedes Jahr erreicht wer-
den. Über die Investitionslücke können 
auch die Aktivitäten des Landes Bran-

denburg zur Sicherung von Mitteln aus 
dem Strukturfonds des Bundes nicht 
hinwegtäuschen. 

Vor dem Hintergrund der anhaltend 
defizitären Investitionsfinanzierung 
der Länder begrüßt der VEKP die mit 
dem PpSG vorgesehene Fortführung 
des Krankenhausstrukturfonds für die 
Dauer von vier Jahren. Voraussetzung 
für die Bundesmittel ist, dass die Län-
der einen eigenen Finanzierungsanteil 
für die Förderung bereitstellen. Der 
VEKP ist dankbar, dass dies in Bran-
denburg bereits erfolgt ist. Für Berlin 
deuten die Aktivitäten darauf hin, dass 
auch dort die rechtlichen Vorausset-
zungen für die Umsetzung des Kran-
kenhausstrukturfonds II geschaffen 
werden. Damit stehen zusätzliche För-
dermittel von ca. 50 Mio  € p. a. (Ber-
lin) und 28 Mio  € (Brandenburg) für 
die ausgewiesenen Förderzwecke zur 
Verfügung. Es ist nun an den Ländern, 
gemeinsam mit den Krankenhaus-
trägern förderfähige Projekte zu ent-
wickeln und damit die Krankenhaus-
struktur zu verbessern. Der Aufruf an 
die Krankenhäuser, förderfähige Pro-
jekte einzureichen, ist erfolgt. Die Be-
willigung eingereichter Projekte ist erst 
für den kommenden Berichtszeitraum 
zu erwarten.

Die Investitionsfinanzierung wird auch 
im kommenden Berichtszeitraum ei-
nen Schwerpunkt der Arbeit darstellen. 
Die Kommission „Gleichwertige Le-
bensverhältnisse“ der Bundesregierung 
mahnte im Juli 2019 an, mehr Geld für 
Krankenhausinvestitionen zur Verfü-
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gung zu stellen. Für den VEKP gilt es 
immer wieder auf die Bedeutung seiner 
Mitgliedskrankenhäuser für die Ver-
sorgung und den notwendigen Inves-
titionsbedarf hinzuweisen. Jedes Kran-
kenhaus hat einen Grundbedarf an 
Investitionen. Die pauschale Verteilung 
der Fördermittel an alle Krankenhäuser 

wirkt im ersten Moment gerecht, ist es 
aber nicht. Der VEKP fordert für alle 
Krankenhäuser einen einheitlichen So-
ckelbetrag der Förderung. Nur die über 
diesen Betrag hinausgehenden Förder-
mittel sind nach gesetzlich festgeleg-
ten Kriterien zu verteilen.

10.	 Notfallversorgung
Das Thema Notfallversorgung im 
Krankenhaus entwickelte sich zu ei-
nem zentralen politischen Thema, 
dessen Auswirkungen auf die Mit-
gliedskrankenhäuser derzeit noch 
nicht absehbar sind.

Die Frage der stationären Notfall-
versorgung im Rahmen der vom Ge-
meinsamen Bundesausschuss (G-BA) 
bereits im April 2018 verabschiede-
ten Richtlinie für ein gestuftes Kon-
zept der stationären Notfallversorgung 
war weiter Gegenstand der Arbeit des 
VEKP. Die Regelung sieht Abschläge 
von der Vergütung für Krankenhäuser 
vor, die die Strukturvoraussetzungen 
der Richtlinie nicht erfüllen. Der VEKP 
wies daher etwa gegenüber dem zu-
ständigen Brandenburger Landesmi-
nisterium frühzeitig darauf hin, dass 
Abschläge für kleine(re), in der Flä-
che gelegene Krankenhäuser zu er-
heblichen Auswirkungen auf die Ge-
samtversorgung in der Region führen 
können und forderte das MASGF auf, 
von Ausnahmeregelungen auch unter 
diesem Aspekt Gebrauch zu machen. 
Aus Sicht des VEKP sind auch die 
Fachkrankenhäuser, z.B. der Geriat-

rie, Teil einer strukturierten Notfallver-
sorgung, die aufgrund ihrer Vorhaltung 
zwar nicht von einem Zuschlag profi-
tieren können, aber mindestens von 
den Abschlägen zu befreien sind. Der 
VEKP trug auch dies öffentlich gegen-
über der Landesregierung vor, musste 
dabei aber realisieren, dass nur eine 
zögerliche Bereitschaft besteht, sich 
der Argumentation anzuschließen. Das 
Thema wird daher weiter zu bearbei-
ten sein. Die finanztechnische Um-
setzung der Notfallstufenvergütungs-
vereinbarung bildet einen weiteren 
Baustein der sich ständig ausweiten-
den Inhalte von Budget- und Entgelt-
verhandlungen. Auch dies muss in den 
Beratungen durch den VEKP bewältigt 
werden.

Ergänzend rückte die zukunftssichere 
Ausgestaltung der ambulanten Notfall-
versorgung in den Mittelpunkt der Dis-
kussion. Dies galt sowohl für die Akti-
vitäten auf der Bundes-, als auch auf 
der Landesebene.

Im Dezember 2018 hatte das BMG 
Eckpunkte zur Reform der Notfallver-
sorgung vorgelegt. Diese Eckpunkte 
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sind durch einen Diskussionsentwurf 
des BMG mit erheblicher Tragweite 
konkretisiert worden. Danach würde 
der Sicherstellungsauftrag der Kas-
senärztlichen Vereinigung (KV) für 
die sprechstundenfreien Zeiten ent-
fallen und auf die Länder übertragen. 
Diese bezögen die ambulante Notfall-
versorgung durch die Zuweisung eines 
Versorgungsauftrages als Integrier-
tes Notfallzentrum (INZ) in die Kran-
kenhausplanung ein. Die Vergütung 
erfolgte unmittelbar über die Kran-
kenkassen. Die Einrichtung und der 
Betrieb eines INZ geschähen durch 
das Krankenhaus und die KV gemein-
sam. Dieser Teil der Regelung ist aus 
Sicht des VEKP noch unklar und da-
mit rechtsunsicher geregelt. Mit dem 
Gesetzentwurf bahnt sich eine inten-
sive politische Debatte über die Struk-
turen der gesundheitlichen Versorgung 
an, die sich nicht nur auf die ambu-
lante Versorgung auswirken wird. Die 
Diskussion wird nach Abschluss der 
Sommerpause 2019 beginnen und 
den VEKP fordern.

Auf Landesebene wurden die Bera-
tungen zur Neugestaltung der Notfall-
versorgung auf der Basis der aktuel-
len Rechtslage in den Landesgremien 
nach § 90a SGB V vorangebracht. In 
Berlin haben sich die Beteiligten da-
rauf verständigt, die Vernetzung der 
Leitstellen 112 und 116 117 zu be-
fördern. Die Krankenhäuser erklärten 
sich bereit, an einer Plakatkampagne 
zur Steigerung des Bekanntheitsgra-
des der Notfallversorgung außerhalb 
des Krankenhauses aktiv teilzuneh-

men. Ziel ist die Aufklärung der Bevöl-
kerung über die Zugänge zu einer ad-
äquaten Notfallversorgung, die über 
die Rettungsstellen hinaus durch nie-
dergelassene Ärzte zu erfolgen hat.

Parallel war das Thema Einrichtung 
von „KV-Notdienstpraxen“ an den 
Krankenhäusern ein ständiger Bera-
tungspunkt. Hier waren insbesondere 
die Anzahl der einzurichtenden Not-
dienstpraxen und deren Intensität an 
der Beteiligung bei der Notfallversor-
gung Gegenstand unterschiedlicher 
Einschätzungen. In Berlin forderte die 
BKG immer wieder eine bezirkliche 
Orientierung hinsichtlich des Bedarfes 
und der Verteilung der Notdienstpra-
xen. Die Diskussionen zeigten, dass 
dies von der KV nicht geleistet wird, 
möglicherweise auch nicht geleistet 
werden kann.

In den Berichtszeitraum fiel auch die 
Klärung der Rechtsfrage nach der Be-
gründungspflicht des Krankenhauses 
bei einer ambulanten Notfallbehand-
lung. Das Bundessozialgericht (BSG) 
entschied im Revisionsverfahren zu 
Gunsten des gegen eine Kassenärztli-
che Vereinigung (KV) klagenden Kran-
kenhauses, dass das Krankenhaus im 
gerichtlichen Verfahren nicht mit wei-
terem Vortrag zur Notwendigkeit der 
ambulanten Notfallbehandlung in der 
Krankenhausambulanz ausgeschlos-
sen sei (BSG, Urteil vom 26. Juni 
2019 – B 6 KA 68 / 17 R). Die KV hatte 
die Vergütung des Krankenhauses ins-
besondere hinsichtlich der Labor- und 
Röntgenleistungen gekürzt, wenn die 
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Notfallbehandlung während der nor-
malen Sprechzeiten der Vertragsärzte 
erbracht wurde und die Notwendig-
keit der Behandlung nicht gesondert 
begründet worden ist. Nach Ansicht 
des BSG war die Begründungspflicht 
zu unbestimmt und schränkte den An-

spruch des Krankenhauses auf effekti-
ven Rechtsschutz ein. Deshalb müsse 
das Krankenhaus im wieder eröffne-
ten Berufungsverfahren Gelegenheit 
zur Darlegung erhalten, warum die ge-
strichenen Leistungen in Notfällen er-
bracht werden durften.

11.	 Rechts- und Vertragsangelegenheiten

Ende 2018 ist es aufgrund einer ge-
setzlichen Änderung zur Verkürzung der 
Verjährungsfristen für Rückforderungen 
der Krankenkassen von bisher vier auf 
nunmehr zwei Jahre zu einer einzigar-
tigen Klagewelle gegen die Kranken-
häuser gekommen. Betroffen waren 
die Komplexbehandlung des akuten 
Schlaganfalles sowie die geriatrische-
frührehabilitative Komplexbehandlung 
für vergangene Zeiten. Das Klagevolu-
men war insbesondere für Fachkran-
kenhäuser als existenzgefährdend zu 
bezeichnen. Im Dezember 2018 ha-
ben die Deutsche Krankenhausgesell-
schaft und der GKV-Spitzenverband 
den Versuch unternommen, im Wege 
einer Empfehlung zum Verfahren der 

DVom VEKP initiierte und moderierte 
Netzwerktreffen der in den Berliner 
und Brandenburger Mitgliedskranken-
häusern zuständigen Projekt- bzw. Or-
ganisationsverantwortlichen fanden 
im Berichtszeitraum mehrmals statt. 
Hervorzuheben ist dabei die Zusam-
menkunft in einer Brandenburger Mit-

Rücknahme der Klagen zu einer Befrie-
dung beizutragen. Es ist festzustellen, 
dass nicht alle Beteiligten in der Lage 
oder bereit sind, sich der Empfehlung, 
die auch eine Regelung zur Tragung 
der außergerichtlichen Kosten beinhal-
tet, anzuschließen. Teilweise bestehen 
rechtliche Vorbehalte auf Seiten der 
Krankenkassen, teilweise sind außer-
gerichtliche Kosten in einem Volumen 
entstanden, die es den Krankenhäu-
sern kaum ermöglichen, sich der Emp-
fehlung anzuschließen. So bleibt zum 
Zeitpunkt der Berichterstellung festzu-
stellen, dass nicht nur im Berichtszeit-
raum, sondern erkennbar darüber hin-
aus, ein erheblicher Beratungsbedarf 
der Mitgliedskrankenhäuser besteht.

gliedseinrichtung, bei der „vor Ort“ 
Best-Practice Beispiele der einladen-
den Einrichtung vorgestellt wurden. 
Auch tauschen sich die „Netzwerker“ 
regelmäßig über Umsetzungsprobleme 
und entsprechende Lösungsansätze 
aus und lassen sich Unterlagen aus 
Fort- und Weiterbildungen zum Entlas-

11.1	 Klagewelle Komplexpauschalen

11.2	 Entlassmanagement



34

Aus der Arbeit

sungsmanagement wechselseitig zu-
kommen. 

Nachdem sich die Vereinbarungspart-
ner des Rahmenvertrages Entlassma-
nagement gemäß § 39 Abs. 1a Satz 
9 SGB V Ende 2018 auf eine zweite 
Änderungsvereinbarung verständigen 
konnten, wurden deren Inhalte zum 
Anlass von Anfragen und Diskussio-
nen auf Zusammenkünften der „Netz-
werker“: Für die Beantragung einer 
Anschlussrehabilitation wird es bun-
deseinheitliche, spätestens ab 1. Ja-
nuar 2020 zu verwendende, Vordrucke 
geben. Für die unmittelbar im Zusam-
menhang mit einer Krankenhausent-
lassung erforderliche Versorgung mit 
Hilfsmitteln, kann die Verordnung künf-
tig auch vor dem Entlasstag erfolgen. 
Von der DKG wurde in das Stellung-
nahmeverfahren zum Gesetzentwurf 
der Bundesregierung für ein Gesetz 
für mehr Sicherheit in der Arzneimit-
telversorgung (GSAV) mit der dort 
vorgesehenen Anpassung des Betäu-
bungsmittelgesetzes mit Dringlichkeit 
eingebracht, dass die betäubungsmit-

telrechtlichen Regelungen zur Abgabe 
von Betäubungsmitteln bei Entlassung 
aus dem Krankenhaus im Interesse der 
Sicherstellung der nahtlosen Versor-
gung der Patienten korrigiert werden 
sollten. Die Problemanzeigen bei den 
Netzwerktreffen machten deutlich, 
dass ohne eine entsprechende Modi-
fizierung des Betäubungsmittelgeset-
zes für viele Patienten die enormen 
Probleme bei der Sicherstellung der 
Versorgung nach Entlassung aus dem 
Krankenhaus bestehen blieben. Die 
„Netzwerker“ wiesen darauf hin, dass 
durch unnötige Botengänge, Kurier-
fahrten und Bestellvorgänge personelle 
und finanzielle Ressourcen gebun-
den werden, die zu einer erheblichen 
Beeinträchtigung der Versorgung der 
Schmerz- und Palliativpatienten sowie 
ADHS-kranken Kindern nach der Ent-
lassung aus dem Krankenhaus führten. 
Die Problemanzeigen sind über den 
Verband und die Landeskrankenhaus-
gesellschaften der Bundesebene kom-
muniziert worden und so Bestandteil 
von Stellungnahmen zu aktuellen Ge-
setzvorhaben geworden.

11.3	 Datenschutz im Krankenhaus

Die innerverbandliche Plattform zum 
permanenten Erfahrungsaustausch 
der für die Datenverarbeitung und ih-
ren Schutz Verantwortlichen setzte 
ihre Arbeit im Berichtszeitraum auf 
weiteren Zusammenkünften bzw. 
über einen Informationsaustausch 
per Email fort. Dabei diskutierten die 
Teilnehmer*innen schwerpunktmäßig 
folgende Themen:

„Auskunftsrechte von Patienten im 
Krankenhausbereich zwecks Überprü-
fung der rechtmäßigen Verarbeitung 
der sie betreffenden personenbezoge-
nen Daten (Artikel 15 DS-GVO / § 19 
DSG-EKD), „Recht auf Einsichtnahme 
versus Recht auf Auskunft?“, „Abwehr 
von Cyberattacken“, „Rahmenbedin-
gungen und Umsetzungsstände der IT-
Sicherheit im Gesundheitswesen / Vor-
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bereitung auf KRITIS-Vorgaben“, „Erste 
Erfahrungen und Best Practice-Lösun-
gen zur DS-GVO / zum DSG-EKD im 
Krankenhaus“, „Akzeptanz und Com-
pliance der DS-GVO / des DSG-EKD im 
Krankenhausalltag“, „Umgang mit Pa-
tientendaten vor, während und nach 
dem Krankenhausaufenthalt“, „Einsatz 
von Messenger-Diensten“, „Meldung 
von Datenpannen“, „Durchführung 
von Datenschutz-Folgenabschätzun-
gen“, „Datenschutzerklärungen auf 
Krankenhaus-Homepage“, „Nutzung 
privater Smartphones und Tablets für 

dienstliche Zwecke“, „Datenübermitt-
lungen zwischen Hausärzten / sons-
tigen Vor- / Nach- / Weiterbehandlern 
und Krankenhäusern“, „Verarbeitung 
von personenbezogenen Daten im Auf-
trag“, „Umsetzung der Informations-
pflichten gegenüber Patienten im Kran-
kenhausbereich (§§ 12 ff. DS-GVO / §§ 
16 ff. DSG-EKD)“, „DSG-EKD-E-Lear-
ning Angebot im Datenschutzrecht“, 
„Datenschutz und Diskussion zur Te-
lematik-Infrastruktur (TI) / Verknüpfung 
von TI via Konnektoren und Sicherheit 
von Internetverbindungen“.

11.4	 Rechtsprechung

Konfessionszugehörigkeit als Einstellungsvoraussetzung
gehöre auch die Freiheit, sich nach ei-
genen Werten zu organisieren und Mit-
arbeitende auszuwählen. Dieses Recht 
habe der EuGH in voller Kenntnis der 
deutschen Rechtslage nicht angemes-
sen beachtet und außerhalb seines 
Mandats gehandelt. Der Konflikt zur 
bisherigen gegenläufigen Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) müsse geklärt werden. Miss-
lich sei allerdings, dass die Klärung 
durch das BVerfG seine Zeit dauern 
wird (mit einem Beschluss des BVerfG 
ist nicht vor 2022 zu rechnen) und di-
akonische Einrichtungen in der Zwi-
schenzeit mit der Rechtsprechung des 
BAG umgehen müssen, da eine Ver-
fassungsbeschwerde als außerordent-
licher Rechtsbehelf den Eintritt der 
Rechtskraft des BAG-Urteils nicht hin-
dere. Der VEKP wird seine Mitglieder 
über die weitere Entwicklung auf dem 
Laufenden halten.

Eine konfessionslose Bewerberin hatte 
sich erfolglos auf eine Referentenstelle 
beworben und auf Entschädigung ge-
klagt, weil sie eine Diskriminierung 
aus religiösen Gründen annahm. Das 
Bundesarbeitsgericht (BAG) sprach ihr 
nach entsprechender Vorabentschei-
dung des EuGH zur Auslegung der euro-
päischen Gleichbehandlungsrichtlinie 
im Oktober 2018 eine Entschädigung 
zu. Das betroffene Evangelische Werk 
für Diakonie und Entwicklung (EWDE) 
erhob wegen des Eingriffs in das kirch-
liche Selbstbestimmungsrecht – nach 
Erschöpfung des ordentlichen Rechts-
wegs – Verfassungsbeschwerde gegen 
das Urteil. In einer Stellungnahme be-
tonte die Diakonie Deutschland den 
Schutz der Religionsfreiheit und des 
kirchlichen Selbstbestimmungsrechts 
durch das Grundgesetz. Diese Stellung 
der Kirchen sei auch europarechtlich 
vor Beeinträchtigung geschützt. Dazu 
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Sozialversicherungspflicht von Honorarärzten in Krankenhäusern und Honorar
pflegekräften in stationären Pflegeeinrichtungen

Prüfung der sachlich-rechnerischen Richtigkeit von Krankenhausabrechnungen

Nach vielen Jahren der Rechtsunsi-
cherheit, ob Honorarärzte in Kranken-
häusern und Honorarpflegekräfte in 
Pflegeheimen zulässig sind, entschied 
das Bundessozialgericht (BSG) am 
4.  Juni 2019 zum Versicherungs- und 
Beitragsrecht der Honorarärzte (Az.: B 
12 R 11 / 18 R und weitere) und dem 
der Honorarpflegekräfte in stationären 
Pflegeeinrichtungen (Az.: B 12 R 6 / 18 
R als Leitfall) eindeutig gegen den Ein-
satz von Honorarkräften. Das BSG 
kam zu dem Ergebnis, dass sowohl die 
als „klassische“ Honorarvertretungs-
ärzte in den Krankenhäusern tätigen 
Ärzte als auch die im Tag-, Nacht- oder 

Das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) nahm die Verfassungsbe-
schwerde gegen die Rechtsprechung 
des BSG zur Prüfung der sachlich-
rechnerischen Richtigkeit von Kran-
kenhausabrechnungen nicht zur 
Entscheidung an (BVerfG, Nichtan-
nahmebeschluss vom 26. Novem-
ber 2018, Az.: 1 BvR 318 / 17, 1 BvR 
1474 / 17; 1 BvR 2207 / 17), da es die 
verfassungsrechtlichen Grenzen der 
richterlichen Rechtsfortbildung nicht 
verletzt sah. Die vom BSG zur Begrün-
dung seiner Rechtsprechung herange-
zogenen Wertungen seien vor dem Hin-
tergrund des Wortlautes der §§ 275 
Abs. 1 und Abs. 1c SGB V sowie der 
diesbezüglichen Gesetzesmaterialien 
nicht unvertretbar und widersprächen 
auch nicht dem Willen des Gesetz-
gebers. Seit dieser Entscheidung des 

Wochenenddienst tätigen Pflegefach-
kräfte nicht selbstständig tätig seien, 
sondern als Beschäftigte der Sozialver-
sicherungspflicht unterliegen. Unsere 
Mitgliedseinrichtungen hatten insbe-
sondere nach Überprüfung durch die 
Rentenversicherung und auf verband-
lichen Rat hin bereits in den letzten 
Jahren von einer Beschäftigung von 
Honorarkräften Abstand genommen 
und stattdessen auf alternative Mög-
lichkeiten wie Zeitarbeitsunternehmen 
oder befristete Anstellungen zurückge-
griffen. Dies setzte jedoch voraus, dass 
die Ärzte und Pflegekräfte ein derarti-
ges System auch nutzen wollten. 

BVerfG herrscht für die Prüfung der 
Fälle aus der Zeit zwischen dem 1. Juli 
2014 und dem 31. Dezember 2015 zu-
mindest im Grundsatz Klarheit. Um-
stritten und höchstrichterlich ungeklärt 
ist die Rechtslage bislang noch in den 
Fällen vor dem Urteil des BSG vom 1. 
Juli 2014 (B 1 KR 29 / 13), mit dem 
der erste Senat erstmals das einem ei-
genen Prüfregime unterliegende Prü-
finstitut der sachlich-rechnerischen 
Richtigkeit aufrief. Dies könnte sich in 
absehbarer Zeit ändern. Denn vom LSG 
NRW (bejaht Rückzahlungsanspruch 
der Krankenkasse) und dem LSG Ba-
den-Württemberg (entschied zu Guns-
ten des Krankenhauses) wurde in zwei 
aktuellen Entscheidungen die Revision 
zum BSG zugelassen und gegen das 
Urteil des LSG NRW auch bereits ein-
gelegt (BSG, Az.: B 1 KR 15 / 19 R).
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12. 	 Berliner Projekt – Die Pflege mit dem Plus
„Das Berliner Projekt – Die Pflege mit 
dem Plus“ besteht seit mehr als 20 
Jahren und stößt als Versorgungsform 
in stationären Pflegeeinrichtungen in 
der Gesundheitslandschaft auf großes 
Interesse. Die Attraktivität spiegelt sich 
auch in einer fortgesetzten öffentlichen 
Berichterstattung über das Projekt. 
Das Projekt ist in der Lage Schnitt-
stellen zwischen unterschiedlichen 
Leistungserbringern im Interesse der 
Versorgung der Bewohner*innen zu 
schließen.

Es schafft eine Versorgungsstruktur 
für Menschen, für die neben einer pfle-
gerischen Versorgung auch eine ärzt-
lich-therapeutische Grundversorgung 
in besonderem Maße erforderlich ist. 
Im Projekt sind angestellte bzw. nie-
dergelassene Ärzt*innen mit verbind-
lichen Kooperationsvereinbarungen so-
wie Pflegekräfte und Therapeut*innen 
miteinander vernetzt und stimmen die 
einzelnen Schritte des Betreuungs- 
und Behandlungsprozesses miteinan-
der ab.

Das Projekt ist durch folgende Kernele-
mente gekennzeichnet:

XX ärztliche Grundversorgung in stati-
onären Pflegeeinrichtungen durch 
angestellte oder kooperierende 
Ärzt*innen,
XX wöchentliche Regelvisite (24 / 7),
XX Möglichkeit der Zusammenarbeit 
mit Therapeut*innen auch im Wege 
der Anstellung,

XX verbindliche Teilnahme an Fallbe-
sprechungen im multiprofessionel-
len Team,
XX verpflichtende Kosten- und Quali-
tätsaudits sowie
XX Angebot an multiprofessionellen 
Fortbildungsveranstaltungen min-
destens zweimal im Jahr gemein-
sam für alle Projekteinrichtungen.

Die Teilnahme am Projekt erfolgt mit 
angestellten oder kooperierenden 
Ärzt*innen. Soweit Ärzt*innen in den 
Einrichtungen angestellt werden, be-
darf es einer Institutsermächtigung 
durch die Kassenärztliche Vereinigung. 
Diese konnte für die betroffenen Mit-
gliedseinrichtungen mit Unterstützung 
des VEKP erneut erlangt werden.

Es wird durch einen Lenkungsaus-
schuss, bestehend aus den teilneh-
menden Krankenkassen, der Kassen-
ärztlichen Vereinigung (KV Berlin), 
dem Verband privater Kliniken und 
Pflegeeinrichtungen (VPK BB) und der 
BKG gesteuert. Der Vorsitz des Len-
kungsgremiums lag im Berichtszeit-
raum beim Geschäftsführer des VEKP.
Am „Berliner Projekt“ nehmen rund 
1.700 Versicherte in 28 vollstationä-
ren Pflegeeinrichtungen teil. Eine Er-
weiterung des Projektes auf weitere 
Kostenträger und Pflegeeinrichtungen 
ist regelmäßiger Gegenstand der Bera-
tungen im Lenkungsausschuss.

Die Vergütung innerhalb des Berliner 
Projektes erfolgt im Wege von Pau-
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schalen sowohl für die ärztlichen als 
auch für die medizinisch-therapeuti-
schen Leistungen. Die Projektpartner 
KV Berlin, VPK BB und BKG, AOK 
Nordost, IKK BB, Siemens BK, Bahn 
BKK stimmen sich hierzu in einem frei-
willigen Verfahren ab.

Nach einer Anpassung der Pauschale 
für die Vergütung von Heilmitteln 
bei der Versorgung Pflegebedürfti-
ger konnte die Finanzierungsfrage zu 
der palliativmedizinischen Versorgung 
im Rahmen der gesundheitlichen Be-
ratung von Bewohner*innen bei der 

Versorgungsplanung für die letzte Le-
bensphase mit einer Ergänzungsver-
einbarung geklärt werden. Auf Basis 
dieser Ergänzungsvereinbarung kön-
nen Einrichtungen mit angestellten 
Ärzt*innen ab 1. Juli 2019 mit den 
Kostenträgern abrechnen.

Besonderen Wert legte der Lenkungs-
ausschuss auf die Fortführung einer 
regelmäßigen Fortbildung und Schu-
lung der in das Projekt eingebundenen 
Mitarbeiter*innen. Folgende berufs-
gruppenübergreifenden Fachveranstal-
tungen wurden / werden durchgeführt:

Aus der Arbeit

November 2018: 	 Palliative Versorgung und Sterbebegleitung,
Mai 2019: 	 Aspekte der bedürfnisorientierten Versorgung von dementiell 	
		  erkrankten Menschen,
November 2019: 	 Spezielle Herausforderungen in Pflegeeinrichtungen.

Alle Projekteinrichtungen unterwerfen 
sich einem freiwilligen Verfahren der 
Qualitätssicherung. Durch die Einfüh-
rung eines indikatorengestützten Qua-
litätsmanagements sowie die neue 
externe Qualitätsprüfung für statio-
näre Pflegeeinrichtungen ab 1. Okto-
ber 2019 ist eine Anpassung auch des 

ergänzenden Verfahrens der Qualitäts
sicherung in den Projekteinrichtungen 
erforderlich. Der Lenkungsausschuss 
beschloss ein den neuen Bedin-
gungen entsprechendes Instrument 
zur verpflichtenden Qualitätsdaten
erfassung ab dem Jahr 2020 zu ent-
wickeln.

Der Rahmenvertrag nach §  75  SGB  XI 
regelt die rechtlichen Beziehungen 
zwischen den Kostenträgern und den 
vollstationären Pflegeeinrichtungen. Er 
bildet die zentrale vertragliche Grund-
lage für die Leistungserbringung und 
Finanzierung.

13. 	 Rahmenvertrag nach § 75 SGB XI 
vollstationäre Pflege Berlin

Bereits in den Jahren 2016 und 2017 
haben die Vertragsparteien auf Lan-
desebene in zwei Ergänzungsverein-
barungen zentrale Veränderungen am 
Rahmenvertrag gem. § 75 SGB XI im 
Land Berlin vorgenommen. Diese be-
trafen zum einen die Umsetzung der 
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mit dem Zweiten Pflegestärkungsge-
setz (PSG II) vollzogenen Einführung 
eines neuen Pflegebedürftigkeitsbe-
griffs durch die Einführung pflegegrad-
bezogener Personalrichtwerte, zum 
anderen die Versorgung von Pflegebe-
dürftigen mit einem besonders hohem 
Bedarf an medizinischer Behandlungs-
pflege. 

Die auf Bundesebene in der Vergan-
genheit erlassenen Pflegestärkungsge-

setze machen es erforderlich, weitere 
Anpassungen des Rahmenvertrages 
nach § 75 SGB XI vorzunehmen. Die 
sehr unterschiedlichen Vorstellungen 
der Vertragsparteien zum Inhalt des 
Rahmenvertrages wurden im Berichts-
zeitraum in einer Vielzahl von Ver-
handlungsrunden miteinander ausge-
tauscht, konnten jedoch bislang nicht 
zu einem Ergebnis geführt werden. Die 
Verhandlungen werden im kommenden 
Berichtszeitraum fortzusetzen sein.

14. 	 Qualitätssicherung
in stationären Pflegeeinrichtungen

Die Mitgliedspflegeeinrichtungen er-
füllten bei den jährlichen Qualitäts-
prüfungen nach § 114 ff. SGB XI die 
Leistungs- und Qualitätsanforderun-
gen und erhielten durchweg sehr gute 
Bewertungen. Die Prüfungen wurden 
teilweise verbandsseitig begleitet und 
durch vorbereitende Gespräche bzw. 
bei Nachbereitungen zu Maßnahmen-
plänen unterstützt. 

Neben der Umsetzung der bestehen-
den Verfahren zur Qualitätssicherung 
war das Berichtsjahr durch eine Viel-
zahl von gesetzlichen und untergesetz-
lichen Neuregelungen zur Erfassung 
und Darstellung der Qualität in stati-
onären Pflegeeinrichtungen gekenn-
zeichnet. Die Information und Struk-
turierung der Diskussionen auf den 
verschiedenen Ebenen der Selbstver-
waltung und der Gesetzgebung zählte 
zu den Angeboten des VEKP für seine 
Mitgliedspflegeeinrichtungen.

Im Berichtszeitraum wurden die neuen 
Qualitätsprüfungs-Richtlinien (QPR) 
verabschiedet, die ab 1. November 
2019 in Kraft treten. Die QPR werden 
die bisherigen Richtlinien ablösen und 
das Prüfverfahren verändern. Im Früh-
jahr 2020 sollen erste Ergebnisse ver-
öffentlicht werden. Aufgabe des VEKP 
war es, die Einrichtungen auf die Neu-
regelungen und die damit verbundene 
inhaltliche Verschiebung der Prüfver-
fahren vorzubereiten. Insbesondere die 
dem neuen Prüfansatz zu Grunde lie-
gende intensive Zusammenarbeit zwi-
schen der Pflegeeinrichtung und dem 
Medizinischen Dienst der Kranken-
versicherung wird die Verfahren neu 
gestalten. Der VEKP hat den Mitglie-
dern für September / Oktober 2019 ein 
Schulungsangebot zu den neuen QPR 
unterbreitet.

Beginnend im September 2018 hat die 
Heimaufsicht Anpassungen im Prüf-
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katalog vorgenommen. Die damit ver-
bundenen Veränderungen für die Mit-
gliedseinrichtungen waren Gegenstand 
der Beratungen und Informationen des 
VEKP. Gegenstand der Beratungen 
war auch die Frage der Berücksichti-
gung zusätzlichen Personals nach dem 
PpSG bei der Überprüfung der Fach-
kraftquote in den Pflegeeinrichtungen. 
Hier konnte durch eine Abstimmung 
mit der Heimaufsicht Rechtssicherheit 
geschaffen werden. In den Beratungen 
wurde immer wieder deutlich gemacht, 
dass die Vorgaben der Wohnteilhabe-
Personalverordnung zwingender Be-
standteil der Leistungserbringung und 
Gegenstand von Prüfungen der Heim-
aufsicht sind.

Zum 1. November 2019 wird die Quali-
tätsdarstellungsvereinbarung (QDVS) 
für vollstationäre Pflegeeinrichtungen 
in Kraft treten. Diese löst die Pflege-
Transparenzvereinbarung ab und führt 
ein Punktesystem für die Darstellung 
der Pflegequalität ein. Die Pflegeein-
richtungen sind verpflichtet, die Ergeb-
nisse der Qualitätsprüfungen auf Basis 
der QDVS verständlich, im Internet und 
in anderer geeigneter Form, zur Verfü-
gung zu stellen.

In den Richtlinien sind die Maßstäbe 
und Grundsätze zur Sicherung und 
Weiterentwicklung in der Pflegequa-
lität nach § 113 SGB XI zu berücksich-
tigen. Diese dienen der Sicherstellung 
der Pflege- und Betreuungsqualität in 
den Pflegeeinrichtungen und sind für 
die stationären Pflegeeinrichtungen am 
1. März 2019 in Kraft getreten. Voll-

stationäre Pflegeeinrichtungen sind 
verpflichtet zwischen dem 1. Okto-
ber 2019 und 30. Juni 2020 und ab 
dem 1. Juli 2020 halbjährlich indika-
torenbezogene Daten zur vergleichen-
den Messung von Ergebnisqualität zu 
erheben (Indikatorengestützte Quali-
tätsberichterstattung). Für die Pflege-
einrichtung bedeutet dies, die laufen-
den Prozesse in den Einrichtungen an 
die neue gesetzliche Lage anzupassen. 
Der Abschlussbericht zur „Konzeption 
für das neue Prüfverfahren und die 
Qualitätsdarstellung in der stationä-
ren Pflege“ empfiehlt eine zweitägige 
Schulung, um die Pflegekräfte, die die 
zukünftige Ergebniserfassung vorneh-
men, mit dem neuen Instrumentarium 
und den methodischen Vorgaben ver-
traut zu machen. Der VEKP führte auf 
Beschluss des Vorstandes drei zwei-
tägige Veranstaltungen durch. Unter-
stützt durch eine auf Bundesebene 
zertifizierte Multiplikatorin wurden 
die Mitglieder zu den Veranstaltungen 
„Einführung des indikatorengestützten 
Verfahrens zur Qualitätsprüfung und 
-darstellung für Multiplikator*innen in 
stationären Pflegeeinrichtungen“ ein-
geladen. Die Einführung des neuen 
Verfahrens wird auch im kommenden 
Berichtszeitraum in die Beratungen 
aufgenommen.

Neben der inhaltlichen Begleitung des 
Verfahrens galt es auch die damit zu-
sammenhängenden Neuerungen in 
den Verfahren im Auge zu behalten. 
Hierzu zählt z. B. die Registrierung 
der Pflegeeinrichtungen bei der „Un-
abhängigen Datenauswertungsstelle 
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nach § 113 Abs. 1b SGB XI“ für die 
Datenannahme auf Bundesebene 
zum 30. September 2019. Der VEKP 
ist den Mitgliedseinrichtungen dank-
bar für die enge Zusammenarbeit, die 

dazu führte, dass eine Mitgliedspflege-
einrichtung des Verbandes als einzige 
Berliner Pflegeeinrichtung in den Test-
betrieb zur Datenübermittlung einbezo-
gen werden konnte.

15.	 Vergütungsregelungen für stationäre 
Pflegeeinrichtungen 2020 – 2021

Im Mai 2019 wurden die Verhandlun-
gen über ein abgestimmtes Verfahrens 
zu Vergütungsregelungen der Jahre 
2020 / 21 aufgenommen. Ziel war es, 
den interessierten Pflegeeinrichtungen 
rechtzeitig für die Jahre 2020 / 21 die 
Möglichkeit einer vereinfachten Form 
der Pflegesatzverhandlung zu eröff-
nen. Hausindividuelle Verhandlungen 
bleiben unberührt. Eine besondere He-
rausforderung lag dabei in der Tatsa-
che, dass die gesetzlichen Rahmenbe-

dingungen und die damit verbundenen 
Strukturanforderungen an die Pflege-
einrichtungen nicht sicher prognosti-
zierbar waren. Unter diesen Voraus-
setzungen wurden für die Jahre 2020 
und 2021 zwei Varianten der pauscha-
len Fortschreibung verhandelt, die der 
nachfolgenden Tabelle entnommen 
werden können. Die Gesamtsteige-
rung ergibt sich aus einer Gewichtung 
der Personalkosten von 80 % und der 
Sachkosten von 20 %.

Variante 1 Variante 2

2020 2021 2020 2021

Personalkostensteigerung 3,6 % 3,3 % 4,84 % 2,06 %

Sachkostensteigerung 2,1 % 2,0 % 2,1 % 2,0 %

Gesamtsteigerung 3,3 % 3,04 % 4,29 % 2,05 %

Wie in den vergangenen Jahren konnte 
auch für den Zeitraum 2020 / 21 ver-
einbart werden, dass das Basisentgelt 
entweder nur für 2020 oder für beide 
Vereinbarungsjahre vereinbart werden 
kann. Für die Fortschreibung der Ver-
träge für die zusätzliche Betreuung 
und Aktivierung nach § 43b SGB XI 

wird der Durchschnitt der Gesamtstei-
gerung der Jahre 2020 und 2021 in 
Höhe von 3,17% angewendet.

Das PpSG führte zur Stärkung der Pfle-
gekräfte vier Fördermöglichkeiten für 
stationäre Pflegeeinrichtungen ein. 
Hierzu zählen die

XX Finanzierung von Vergütungszuschlägen für zusätzliche Pflegestellen  
nach § 8 Absatz 6 SGB XI,
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16. 	 Beratung stationärer Pflegeeinrichtungen
der institutionalisierten Gremien statt. 
Als Gremien wurden

Auch im vergangenen Berichtszeit-
raum fand ein intensiver Austausch mit 
den Pflegeeinrichtungen im Rahmen 

XX Förderung der Vereinbarkeit von Pflege, Familie und Beruf nach § 8 Absatz 7 
SGB XI,
XX Förderung von Digitalisierung nach § 8 Absatz 8 SGB XI sowie
XX einmalige Förderung von Schulungen zum neuen indikatorengestützten Quali-
tätsmanagement nach § 114 Abs. 3 SGB XI.

Zu allen Programmen galt es, die Pfle-
geeinrichtungen zeitnah über die In-
halte und das Verfahren der Förderung 
zu informieren und Verfahrenshemm-
nisse im Kontakt mit den Kostenträ-
gern zu beseitigen, damit eine sach-
gerechte Umsetzung gewährleistet ist. 
Pflegebedürftige in stationären Pflege-

einrichtungen können einen Anspruch 
auf zusätzliche Aktivierung und Be-
treuung nach § 43b SGB XI haben. Der 
Vergütungszuschlag der Pflegeeinrich-
tung ist von der Pflegekasse zu tragen. 
Zur Umsetzung des Pflegezuschlages 
wurde ein „verwaltungsarmes“ Verfah-
ren mit den Pflegekassen abgestimmt.

XX die Heimleitungen und Geschäftsführungen der stationären Pflege
einrichtungen,
XX das Bündnis für Qualität und
XX das Netzwerk Pflegedokumentation und Indikatoren

zu regelmäßigen Sitzungen eingeladen. 
In die Beratungen wurden alle aktuel-
len Themen zum rechtlichen Rahmen, 
zur Finanzierung und zur Qualitäts
sicherung aufgenommen.

Hierzu zählten z. B. die gesundheitli-
che Versorgungsplanung für die letzte 
Lebensphase gemäß § 132 g SGB V. 
Zu den internen Zielen der Mitglieds-
pflegeeinrichtungen des VEKP zählt 
seit langem die Verbesserung der An-
gebots- und Leistungsübersichten für 
Menschen in der letzten Lebensphase. 
Ende 2017 legte der Spitzenverband 

Bund der Krankenkassen die mit den 
Vereinigungen der Träger von Pflege-
einrichtungen und Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe auf Bundesebene 
vereinbarten „Inhalte und Anforde-
rungen der Versorgungsplanung nach 
§ 132g Abs. 1 und 2 SGB V“ vor, die 
am 7. Februar 2018 in Kraft getreten 
sind. Seither gibt es bei Abschluss ei-
ner entsprechenden Vereinbarung zu § 
132g SGB V eine Finanzierung neuer 
Strukturen der Beratung – und zwar im 
Umfang von einer Fachkraft auf 400 
Menschen in der vollstationären Pfle-
geeinrichtung zzgl. einer Sachkosten-
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pauschale. Die Regelungen zur Umset-
zung auf Landesebene konnten Ende 
2018 konsentiert und Anfang 2019 
unterzeichnet werden. Dem pauscha-
len Vergütungsverfahren liegen Brutto-
personalkosten von 54.675,33  € zzgl. 
einer Pauschale für die Sachkosten so-
wie die Overhead- und Regiekosten zu 
Grunde. Aus dem Bereich des VEKP 
haben Pflegeeinrichtungen die beste-
henden Verfahren der Beratung der 
Bewohner*innen angepasst und bei 
Bedarf Anträge auf eine Vereinbarung 
mit den Kostenträgern gestellt. 

Das Thema Betreuung schwerst-
kranker und sterbender Menschen in 
Mitgliedseinrichtungen war auch im 
vergangenen Berichtszeitraum Gegen-
stand der Seminare und Veranstaltun-
gen des VEKP.

Im Berichtszeitraum wurde die Erpro-
bung eines wissenschaftlich fundierten 
Verfahrens zur einheitlichen Bemes-

sung des Personalbedarfs in Pflege-
einrichtungen nach qualitativen und 
quantitativen Maßstäben auf Bundes-
ebene (§ 113c SGB XI) fortgeführt. In 
dieses Projekt konnte mit Unterstüt-
zung des Verbandes eine Mitgliedspfle-
geeinrichtung eingebunden werden.

Die AOK Nordost setzte die Verbände 
der Leistungserbringer darüber in Kennt-
nis gesetzt, dass aufgrund der Daten-
schutz-Grundverordnung (DS-GVO) das 
Verfahren der Mitteilung des Pflegegra-
des unmittelbar an die Pflegeeinrichtun-
gen geändert werden müsste. Anstelle 
einer direkten Information der Pflege-
einrichtung wird seit Februar 2019 nur 
noch eine Kopie der Einstufung des Pfle-
gegrades an die Bewohner*innen zur 
Weiterleitung an die Pflegeeinrichtung 
übermittelt. Das führte zu erheblichem 
Aufwand bei den Pflegeeinrichtungen. 
Ziel der Aktivitäten des Verbandes war 
es, diese Verfahrensumstellung rück-
gängig zu machen. 

17.	 Seminare
Auf jährlichen Treffen von Mitglieds-
pflegeeinrichtungen und -krankenhäu-
sern in der AG Seminare werden die 
Themen für die Seminarprogramme 
gemeinsam mit den Fortbildungsbe-
auftragten der Pflegeeinrichtungen 
und Krankenhäuser entwickelt und 

abgestimmt. Der VEKP hat unter dem 
Motto „Herausforderungen und Auf-
gaben pflegerisch-diakonischer Ar-
beit“ in seinem Jahresprogramm von 
September 2018 bis Juli 2019 fol-
gende Seminare durchgeführt:

XX „Pflegebedürftigkeitsbegriff – wirklich neu?
XX „Ich bin allein, keiner mag mich!“
XX Leben bis zum Schluss – Sterben in Würde
XX Freiheitsentziehende Maßnahmen – bleibende Herausforderung für professio-
nell Pflegende
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XX „Nur gearbeitet – und nichts geschafft!“
XX Gesundheitsrisiken als multifaktorielles Geschehen – wie erkennen, 
wie beschreiben, wie begründen?
XX „Ich weiß genau was gut ist – für meine Mutter!“

Zusätzlich hat der VEKP zur Einfüh-
rung des indikatorengestützten Ver-
fahrens zur Qualitätsprüfung und – 
darstellung für Multiplikator*innen in 
stationären Pflegeeinrichtungen drei 
Zweitagesveranstaltungen angebo-
ten, die von allen Mitgliedseinrichtun-
gen wahrgenommen wurden.

Alle vom Verband angebotenen Se-
minare sind über die „RbP-Regist-
rierung beruflich Pflegender GmbH“ 
zertifiziert worden und ermöglichten 

den Teilnehmenden den Erwerb von 
Fortbildungspunkten.

Über das fachliche Angebot hinaus 
nutzten die Teilnehmenden aus den 
Mitgliedseinrichtungen in den Semi-
naren den Raum für kollegialen Er-
fahrungsaustausch. Die Seminare 
bleiben somit ein wichtiger Bestand-
teil des verbandlichen Netzwerkes 
und Teil der Qualifizierung und Wer-
tevermittlung in den Mitgliedspflege-
einrichtungen und -krankenhäusern. 

Zusätzlich angebotene Seminare im September und Oktober 2019:

XX „Qualitätsprüfungs-Richtlinien vollstationär (QPR) Qualitätsdarstellungs
vereinbarung stationär (DAS),
XX „Hilfe Kommunikation“ – Strukturierter Fachdialog – Coaching.

Beide Seminare werden zweifach angeboten.

Im Zeitraum 2018 / 2019 war folgende Inanspruchnahme des Seminar
angebotes zu verzeichnen:

Stand: 17. September 2019

Veranstaltungsart Anzahl
Seminare Teilnehmende

Anzahl der 
Mitglieds

einrichtungen

Seminare 14 151 21

Zunehmend kurzfristig erlassene ge-
setzliche und untergesetzliche Rege-
lungen machen es erforderlich, dass 
der VEKP, abweichend von seinem 

bisherigen Seminarangebot, zeitlich 
flexibel auf die Bedarfe der Pflegeein-
richtungen mit Seminaren und Schu-
lungen reagiert. Für das Seminarjahr 
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2019 / 20 wird das langfristig im Vo-
raus festgelegte Angebot zugunsten 
kurzfristig aufzunehmender Themen 

reduziert. In der Planung sind fol-
gende Themenbereiche:

XX Klärung von Rechtsfragen in der Pflegepraxis,
XX Pflegefachlichkeit (z. B. Umgang mit Gewalt, Umgang mit Demenz, Sterbe
begleitung).

Bei Bedarf organisiert der Verband weitere Zusatztermine, auch als Inhouse-
Veranstaltungen.

Seit dem Jahr 2017 verweist der 
VEKP kontinuierlich darauf, dass die 
Krankenhaushygiene eine herausge-
hobene Rolle bei der öffentlichkeits-
wirksamen Darstellung der Mitglieds-
kran-kenhäuser spielt. So können 
auf der Internetseite des Verban-
des unter www.diakonie-portal.de/ 

18.	 Öffentlichkeitsarbeit

arbeitsbereiche /krankenhäuser/ 
hygiene-transparent die Bemühun-
gen der Berliner und Brandenburger 
Mitgliedskrankenhäuser um Vermei-
dung von Krankenhausinfektionen 
dargestellt werden. Im Berichtszeit-
raum waren dies folgende Beiträge:

18.1	 Internetauftritt VEKP

23. Mai 2019:	 „Aktionstag Saubere Hände“ im Evangelischen Kranken- 
	 haus Ludwigsfelde-Teltow 
	 HANDHYGIENE wird GROSS geschrieben – Hygiene 
	 transparent: Initiativen diakonischer Krankenhäuser #22

23. Mai 2019:	 „Sichere Chirurgie“ – Wie können Risiken erkannt und 
	 Komplikationen vermieden werden? Prophylaxe von 
	 Krankenhausinfektionen im Evangelischen Waldkranken- 
	 haus Spandau – Hygiene transparent: Initiativen diakoni- 
	 scher Krankenhäuser #23
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18.2	 Internetauftritt VEKP – Öffentliche Stellungnahmen

Zu folgenden Themen wurde vom VEKP im Berichtszeitraum eine öffentliche 
Stellungnahme abgegeben:

10. April 2019:	 Willkommen zu den öffentlichen Veranstaltungen 2019 
	 in den Mitgliedseinrichtungen des VEKP.

22. Mai 2019:	 Starke Interessenvertretung kirchlich-diakonischer 
	 Krankenhausarbeit im Land Brandenburg. 
	 Wahl und Konstituierung eines neuen Vorstandes auf der 
	 30. Mitgliederversammlung der Landeskrankenhaus- 
	 gesellschaft Brandenburg.

5. Juni 2019:	 Diakonische Krankenhäuser weisen Vorwürfe von rbb24 
	 zurück. 
	 Der VEKP und das DWBO äußern sich zu dem rbb-Beitrag 
	 „Diese 18 Kliniken führen schwere Operationen zu selten 
	 durch“.

15. Juli 2019:	 Kronenkreuz-Verleihung im Haus Rüsternallee 
	 Frau Simone Steffen, langjährige Einrichtungsleiterin der 
	 Pflegeeinrichtung Haus Rüsternallee, die dem Berliner 
	 Projekt-Pflege mit dem Plus angehört, wird anlässlich 
	 ihrer Verabschiedung in den Ruhestand für ihre Verdienste 
	 um die Altenpflege in der Diakonie ausgezeichnet.

16. Juli 2019:	 Wider die Kannibalisierung im deutschen Gesundheits- 
	 wesen!
	 Der VEKP nimmt Stellung zu einer von der Bertelsmann- 
	 Stiftung beauftragten Studie, die zu dem Ergebnis kommt, 
	 dass eine Halbierung der Zahl der Krankenhäuser in 
	 Deutschland die Versorgung der Patientinnen / Patienten 
	 verbessern könnte.

16. Oktober 2019:	 Investitionsoffensive Krankenhäuser-Kundgebung 
	 am 23. Oktober 2019 
	 Der VEKP und seine Mitglieder unterstützen einen drin- 
	 genden Appell eines breiten Bündnisses gesellschaftlicher 
	 Kräfte, den Krankenhäusern im Land Berlin mehr Investi- 
	 tionsmittel zur Verfügung zu stellen.
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18.3	 Internetauftritt VEKP – Öffentliche Veranstaltungen Mitglieder

5. November 2018:	 Öffentliche Veranstaltungen Evangelischer Krankenhäuser 
	 und stationärer Pflegeeinrichtungen im Monat Dezember 2018.

26. / 29. April 2019:	 Öffentliche Veranstaltungen Evangelischer Krankenhäuser 
	 und stationärer Pflegeeinrichtungen im Monat Mai 2019.

20. Mai 2019:	 Öffentliche Veranstaltungen Evangelischer Krankenhäuser 
	 und stationärer Pflegeeinrichtungen im Monat Juni 2019.

11. Juni 2019:	 Öffentliche Veranstaltungen Evangelischer Krankenhäuser 
	 und stationärer Pflegeeinrichtungen im Monat Juli 2019.

11. Juli 2019:	 Öffentliche Veranstaltungen Evangelischer Krankenhäuser 
	 und stationärer Pflegeeinrichtungen im Monat August 2019.

12. August 2019:	 Öffentliche Veranstaltungen Evangelischer Krankenhäuser 
	 und stationärer Pflegeeinrichtungen im Monat September 2019.

11. September 2019:	 Öffentliche Veranstaltungen Evangelischer Krankenhäuser 
	 und stationärer Pflegeeinrichtungen im Monat Oktober 2019.

15. Oktober 2019:	 Öffentliche Veranstaltungen Evangelischer Krankenhäuser 
	 und stationärer Pflegeeinrichtungen im Monat November 2019. 

Wie in den Vorjahren legten die 
Mitgliedseinrichtungen des VEKP 
in Berlin und Brandenburg auch 
in 2019 eine umfangreiche, 180 
Veranstaltungen umfassende, Darstel-
lung unter dem eingeführten Motto „Al-
les wirkliche Leben ist Begegnung“ auf. 
Beginnend am 16. April 2019 in Ber-
lin mit einem Geburtsinformations-
abend im Evangelischen Waldkran-
kenhaus Spandau, am gleichen Tag in 
Brandenburg mit einer Gesprächsrunde 
im Brandenburgischen Brustzentrum 
des Evangelischen Krankenhauses 
Ludwigsfelde-Teltow stellten sich Mit-

gliedskrankenhäuser und -pflegeein-
richtungen des VEKP erneut einer in-
teressierten Öffentlichkeit. Der VEKP 
fasste die von seinen Mitgliedern ange-
kündigten Veranstaltungen in Broschü-
renform zusammen und machte dies 
über eine Presseerklärung am 10. April 
2019, direkte Anschreiben seiner Part-
ner in den Berliner und Brandenburger 
Senatsverwaltungen bzw. Ministerien 
und bei den Kranken- und Pflegekas-
senverbänden bekannt. Zusätzlich 
wandte sich der VEKP über monatliche 
Meldungen im Newsletter des DWBO 
an dessen breiten Adressatenkreis:
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Um die ständig steigende Bedeutung 
der stationären Hospizarbeit und die 
enge Verbindung von Mitgliedsträgern 
des VEKP zur stationären Hospizarbeit 

Nachdem der Vorstand im Jahr 
2013 beschlossen hat, angesichts 
von Diskussionen über einen sich 
abzeichnenden Fachkräftemangel die 
Übernahme von Stipendien für zwei 
Studierende an der Evangelischen 
Hochschule Berlin als Ko-Finanzierung 
im Rahmen des vom Bundesministe-

Der VEKP hat auch im Berichtszeit-
raum seine Unterstützung der Arbeit 
des dgv durch die Bereitstellung von 
Finanzmitteln zum Ausdruck gebracht. 
Ziel ist es, diesen bei der Weiterent-
wicklung des diakonischen Arbeits-
rechts zu stärken und handlungsfähig 
zu halten. Eine inhaltliche Begleitung 
der Arbeit des dgv findet regelhaft über 
den Vorsitzenden, der zugleich auch 
geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
im dgv ist, statt. Die im Rahmen des 

zu würdigen, setzte der VEKP seine 
finanzielle Unterstützung der Hospiz-
arbeit fort.

rium für Bildung und Forschung ausge-
schriebenen Deutschlandstipendiums 
zu übernehmen, führte der VEKP sein 
Engagement auch im vergangenen 
Geschäftsjahr fort, um einen erkenn-
baren Beitrag zur Qualifizierung und 
Bildung junger Menschen zu leisten.

Pflegestärkungsgesetzes eingeführte 
Regelung über ein Pflegebudget in den 
Krankenhäusern ab 2020, das eine 
vollständige Refinanzierung der Pflege-
personalkosten für die Pflege am Bett 
beinhaltet, führte zu Überlegungen im 
VEKP zu einer Weiterentwicklung der 
AVR DWBO für den Bereich der Pflege 
im Krankenhaus. Die Überlegungen 
wurden in die Beratungen des dgv ein-
gebracht und werden dort zu bewerten 
sein.

19.	 Förderung komplementärer Strukturen 

19.1	 Hospizarbeit

19.2	 Deutschlandstipendium

19.3	 Dienstgeberverband (dgv)

und weitere Themen
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Bereits mit der Unterzeichnung der 
Vereinbarung zwischen der DKG und 
dem Unabhängigen Beauftragten für 
Fragen des sexuellen Kindesmiss-
brauchs (UBSKM) im Jahr 2016 hat 
sich die Deutsche Krankenhausgesell-
schaft stellvertretend für alle Kranken-
häuser verpflichtet, Maßnahmen zum 
Schutz von Kindern vor sexualisierter 
Gewalt zu unterstützen. Die Empfeh-
lung umfasst auch die Implementie-
rung von Schutzkonzepten in Kliniken, 
die Kinder und Jugendliche betreuen. 
Am 7. Juni 2019 fand eine Fachtagung 
„Schutzkonzepte und Kinderschutz im 
Krankenhaus“ statt. Diakonische Kran-
kenhäuser stellen sich der Thematik 
bereits seit langem und halten Hilfesys-
teme vor. Die Idee von Schutzkonzep-

ten umfasst das Erkennen (häuslicher 
Gewalt) wie auch eine Auseinanderset-
zung mit den Dingen, die im Kranken-
haus geschehen können.

Ergänzend zu diesen Aktivitäten berief 
das DWBO gemeinsam mit der EKBO 
eine unabhängige Ansprechpartnerin 
für Opfer von Missbrauch und sexu-
eller Gewalt. An sie können sich alle 
Menschen wenden, die Missbrauch, 
Gewalt oder übergriffiges Verhalten in 
der Landeskirche, dem DWBO und bei 
dessen Mitgliedern erlebt haben. Der 
VEKP beteiligt sich ergänzend an einer 
fachverbandsübergreifenden Kommis-
sion, die Hilfestellung für die Erarbei-
tung von Schutzkonzepten im DWBO 
sowie bei den Mitgliedern leisten soll.

19.4	 Kinderschutz im Krankenhaus
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Geschäftsordnung

Geschäftsordnung 
für den Verband Evangelischer Krankenhäuser und 
stationärer Pflegeeinrichtungen in Berlin-Brandenburg

§ 1 Name und Rechtsform

Die dem Diakonischen Werk Berlin-
Brandenburg – Innere Mission und 
Hilfswerk – e. V. angeschlossenen 
Rechtsträger von Krankenhäusern 
und stationären Pflegeeinrichtungen 
(einschließlich der Einrichtungen der 
teilstationären Pflege sowie der Kurz-

zeitpflege) bilden einen Verband als 
Arbeitsgemeinschaft im Diakonischen 
Werk Berlin-Brandenburg. Er trägt den 
Namen: Verband Evangelischer Kran-
kenhäuser und stationärer Pflegeein-
richtungen in Berlin-Brandenburg.

§ 2 Zweck und Aufgaben

(1) Der Zweck des Verbandes ist die 
Förderung der missionarisch-diakoni
schen Arbeit der evangelischen Kran-
kenhäuser und Pflegeeinrichtungen in 
Berlin und Brandenburg, ihrer Solidar-
gemeinschaft und die Wahrnehmung 
ihrer Fachinteressen. 

(2) Der Verband nimmt seine Aufgaben 
unbeschadet der Gesamtinteressen
vertretung diakonischer Arbeit in 
Berlin und Brandenburg durch das 
Diakonische Werk Berlin-Branden-
burg – Innere Mission und Hilfswerk   – 
e. V. selbstständig wahr.

(3) Insbesondere geschieht dies durch
XX laufende Information und Beratung 

der Mitglieder in rechtlichen, finanziel
len und organisatorischen Angelegen-
heiten sowie Unterstützung im Rah-
men der gegebenen Möglichkeiten;
XX Vertretung und Mitarbeit in den 

Landeskrankenhausgesellschaften von  
Berlin und Brandenburg und allen 
ihren Fachausschüssen sowie in den 
einschlägigen Gremien der LIGA der 
Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege;
XX beratende Begleitung der Mitglie-

der im Pflegesatz- / Heimentgeltverfah-
ren, bei Wirtschaftlichkeitsprüfungen 
und den Schiedsstellenverfahren;
XX die Beobachtung und Auswertung 

der Fortschreibung von Kranken-
haus- / Landespflegeplänen, der Groß-
geräteplanung und der Investitions-
planung sowie der Vertretung in den 
einschlägigen Fachgremien;
XX die Erarbeitung gemeinsamer Po-

sitionen und deren Vertretung im Auf-
trag der Mitglieder gegenüber dem 
Landtag / Abgeordnetenhaus, den 
Länderregierungen, den zuständi-
gen Ministerien / Senatsverwaltungen, 
Behörden, Sozialversicherungsträ-
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gern sowie anderen Institutionen und 
Interessengruppen;
XX die Gewährleistung und Förderung 

des Informations- und Erfahrungs
austausches sowie die Erarbeitung 
von Fortbildungsangeboten für alle 
Bereiche der Arbeit einschließlich der 
Seelsorge.

(4) Voten oder Entscheidungen über 
existenzielle, strukturelle, finanzielle 
und rechtliche Angelegenheiten ein-
zelner Mitgliedseinrichtungen fallen 
nicht in den Aufgabenbereich des Ver-
bandes, sofern ein Mandat des Trägers 
nicht ausdrücklich erteilt ist. 

§ 3 Mitgliedschaft

(1) Mitglied des Verbandes können 
die dem Diakonischen Werk Berlin 
Brandenburg – Innere Mission und 
Hilfswerk – e. V. angeschlossenen 
Rechtsträger von Krankenhäusern und 
stationären Pflegeeinrichtungen sowie 
sonstige Organisationen, die auf dem 
Gebiet des evangelischen Kranken
hauswesens tätig sind, werden.

(2) Die Mitgliedschaft endet durch 
Austritt oder durch Ausschluss. Der 
Austritt kann nur zum Schluss eines 
Kalenderjahres unter Einhaltung einer 
Frist von 6 Monaten erklärt werden. 
Mitglieder, die nicht mehr im evange-
lischen Krankenhaus- bzw. Pflegeein-
richtungsbereich tätig sind oder erheb-
lich gegen diese Ordnung verstoßen, 
können ausgeschlossen werden.

§ 4 Organe

Organe des Verbandes sind:
1. die Mitgliederversammlung
2. der Vorstand

§ 5 Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung ist das 
oberste Organ des Verbandes.

(2) Die Träger der Mitgliedskranken-
häuser und -Pflegeeinrichtungen ent-
senden in die Mitgliedsversammlung 
bei bis zu 200 ordnungsbehördlich 
genehmigten Betten / heimgesetzlich 
angezeigten Pflegeplätzen 2 Vertreter, 
bei bis zu 300 ordnungsbehördlich 
genehmigten Betten / heimgesetzlich 

angezeigten Pflegeplätzen 3 Vertreter, 
bei bis zu 500 ordnungsbehördlich 
genehmigten Betten / heimgesetzlich 
angezeigten Pflegeplätzen 4 Vertreter, 
bei über 500 ordnungsbehördlich 
genehmigten Betten / heimgesetzlich 
angezeigten Pflegeplätzen 5 Vertreter.
Die Träger sonstiger Organisationen, 
die auf dem Gebiet des evangelischen 
Krankenhauswesens tätig sind, ent-
senden je 1 Vertreter.
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(3) Eine gegenseitige Vertretung der 
Mitglieder ist nicht zulässig. Jedoch 
kann ein Vertreter die Stimme der wei-
teren Vertreter des gleichen Mitgliedes 
übernehmen.

(4) Die Mitgliederversammlung ist 
beschlussfähig, wenn die Hälfte der 
stimmberechtigten Vertreter versam-
melt ist. Ist eine Mitgliederversamm-
lung nicht beschlussfähig, weil die da-
für erforderliche Anzahl von Vertretern 
nicht versammelt ist, hat der Vorstand 
innerhalb von zwei Wochen zu einer 
neuen Mitgliederversammlung mit 
derselben Tagesordnung einzuladen. 
Diese Mitgliederversammlung ist dann 
ohne Rücksicht auf die Zahl der anwe-
senden Vertreter beschlussfähig.

(5) Die Mitgliederversammlung fasst 
ihre Beschlüsse mit der einfachen 
Mehrheit der anwesenden Vertreter.
Hinsichtlich des § 6 in den Positionen 
5 „Entlastung des Vorstandes“, 6 „Ge-

nehmigung des Wirtschaftsplans“ und 
7 „Feststellung des Mitgliedsbeitrages 
einschließlich der Umlage“ fasst die 
Mitgliederversammlung ihre Beschlüs-
se mit Zweidrittelmehrheit der Stim-
men.
Hinsichtlich der §§ 12 „Auflösung des 
Verbandes“ und 13 „Änderung der Ge
schäftsordnung“ sowie des § 6 in der 
Position 9, 2. Halbsatz „Ausschluss 
eines Mitgliedes“ fasst die Mitglie-
derversammlung ihre Beschlüsse mit 
Dreiviertelmehrheit der Stimmen.

(6) Im Jahr ist mindestens eine or-
dentliche Mitgliederversammlung 
abzuhalten. Auf Wunsch von einem 
Viertel der stimmberechtigten Vertre-
ter kann eine Mitgliederversammlung 
einberufen werden. Die Einladung er-
folgt schriftlich durch den Vorsitzen-
den oder seinen Stellvertreter mit einer 
Frist von 14 Tagen unter Angabe der 
Tagesordnung und der gegebenenfalls 
eingeladenen Gäste.

§ 6 Aufgaben der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung ist zustän-
dig für: 

(1)	 Aufstellung allgemeiner Grundsät-
ze für die evangelische Krankenhaus- 
und Pflegeeinrichtungsarbeit in Berlin 
und Brandenburg
(2)	 Beratung und Beschlussfassung 
in Grundsatzangelegenheiten des Ver
bandes 
(3)	 Entgegennahme und Beratung 
des Geschäftsberichtes
(4)	 Genehmigung der Jahresrechnung

(5)	 Entlastung des Vorstandes
(6)	 Genehmigung des Wirtschafts-
planes
(7)	 Feststellung des Mitgliedsbei-
trages einschließlich der Umlagen
(8)	 Wahl des Vorstandes
(9)	 Beschlussfassung über die Auf-
nahme und den Ausschluss eines 
Mitgliedes
(10)	Änderung der Geschäftsordnung
(11)	Auflösung des Verbandes und Be-
schlussfassung über die Verwendung 
des Vermögens
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§ 7 Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus 8 ge-
wählten Mitgliedern, von denen ein 
Mitglied aus einer evangelisch-frei-
kirchlichen Einrichtung kommen muss, 
und aus dem Geschäftsführer. Die 
Region Berlin und die Region Bran-
denburg sind mit je mindestens zwei 
Mitgliedern im Vorstand vertreten.

(2) Die Amtszeit des Vorstandes be-
trägt vier Jahre.
Die Mitglieder des Vorstandes wer-
den   – ausgenommen der Geschäfts-
führer – für die Dauer der Amtszeit 
des Vorstandes gewählt. Sie bleiben 
bis zur Neuwahl im Amt. Wiederwahl 
ist zulässig. Die Mitgliederversamm-
lung kann im Rahmen der Wahl des 
Vorstandes eine Nachfolgeregelung für 
den Fall des vorzeitigen Ausscheidens 
von Vorstandsmitgliedern beschließen. 
Die gewählten Mitglieder des Vorstan

des arbeiten ehrenamtlich, der Ge-
schäftsführer hauptamtlich.

(3) Der Vorstand ist beschlussfähig, 
wenn mindestens die Hälfte seiner 
Mitglieder anwesend ist. Ein Drittel der 
Vorstandsmitglieder kann die Einberu-
fung einer Vorstandssitzung verlangen.

(4) Der Vorstand wählt aus seiner 
Mitte den Vorsitzenden und seinen 
Stellvertreter.

(5) Der Vorstand tagt mindestens 
einmal vierteljährlich. Er wird vom 
Vorsitzenden unter Angabe der Ta-
gesordnung einberufen. Der Vorstand 
fasst seine Beschlüsse mit Stimmen-
mehrheit, bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
Über die Vorstandssitzungen werden 
Protokolle gefertigt.

§ 8 Aufgaben des Vorstandes

(1) Der Vorstand kontrolliert die Arbeit 
innerhalb des Verbandes, insbesonde-
re die Umsetzung seiner eigenen und 
der von der Mitgliederversammlung 
gefassten Beschlüsse.

(2) Der Vorstand stellt den von der Ge-
schäftsstelle vorbereiteten Wirtschafts
plan und die Jahresrechnung fest.

(3) Der Vorstand bereitet mit Un-
terstützung der Geschäftsstelle die 
Mitgliederversammlung vor.

§ 9 Geschäftsführung

Der Geschäftsführer des Verbandes 
wird nach Auswahl und Berufung 
durch den Vorstand des Verbandes 
vom Diakonischen Werk Berlin-Bran-

denburg  – Innere Mission und Hilfs-
werk – e. V. angestellt. Er verantwortet 
im Vorstand die Arbeit der Geschäfts-
stelle.
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§ 10 Fachausschüsse

Zur Unterstützung und Vorbereitung 
der Mitgliederversammlung oder der 
Arbeit des Vorstandes können Fach-

ausschüsse mit Zustimmung der 
Mitgliederversammlung eingesetzt 
werden.

§ 11 Mitgliedsbeiträge

Zur Deckung der Aufwendungen des 
Verbandes und für die Geschäftsfüh-
rung werden Mitgliedsbeiträge erho-
ben, die auch die Umlagen für das 

Diakonische Werk Berlin-Branden-
burg – Innere Mission und Hilfswerk – 
e. V. enthalten.

§ 12 Auflösung des Verbandes

(1) Die Auflösung des Verbandes kann 
nur in einer unter Bekanntgabe die- 
ses Tagesordnungspunktes einberu-
fenen Mitgliederversammlung mit 
einer Mehrheit von Dreivierteln der an-
wesenden stimmberechtigten Vertreter 
beschlossen werden.

(2) Der Verband muss aufgelöst wer- 
den,     wenn     die     Erfüllung     seiner     satzungs- 
mäßigen Zwecke unmöglich wird.

(3) Das bei seiner Auflösung vorhande
ne Vermögen fällt dem Diakonischen 
Werk Berlin-Brandenburg – Innere Mis-
sion und Hilfswerk – e. V. zu. Es ist zur 
Förderung der Arbeit in evangelischen 
Krankenhäusern und Pflegeeinrichtun
gen im Sinne der §§ 51 – 68 der Ab-
gabenverordnung von 1977 gemäß 
Beschluss der Mitgliederversammlung 
zu verwenden.

§ 13 Änderung der Geschäftsordnung

Eine Änderung dieser Geschäftsord-
nung kann nur in einer unter Bekannt-
gabe dieses Tageordnungspunktes 
einberufenen Mitgliederversammlung 
mit einer Mehrheit von Dreivierteln 
der anwesenden stimmberechtigten 

Vertreter beschlossen werden. Deren 
Übereinstimmung mit der Satzung des 
Diakonischen Werkes Berlin-Branden-
burg – Innere Mission und Hilfswerk – 
e. V. wird vom Diakonischen Rat fest-
gestellt.

§ 14 Schlussbestimmung

Die am 28. November 1996 beschlos-
sene Geschäftsordnung tritt mit sofor-
tiger Wirkung in Kraft. Berlin, den 28. November 1996
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